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. Einleitung

Die traditionelle Einkommens- und Gewinnbesteuerung ist neben der Lohnnebenkostenpro-
blematik mit eine der wichtigsten Ursachen dafiir, dass Deutschland im internationalen
Standortwettbewerb immer weiter zuriickgefallen ist. Wenn auch die Kapitalbildung — ge-
messen an der makrookonomischen Sparquote — immer noch befriedigend ausfillt, ist die
arbeitsplatzschaffende Investitionstitigkeit der Unternehmen seit Jahren notleidend. Das in
Deutschland gebildete Kapital wandert zunehmend ab, um sich lukrativere Investitions-
moglichkeiten im Ausland zu erschlieBen.' Die deutschen Standortnachteil sind auch darauf
zuriickzufiihren, dass in zahlreichen europdischen und aullereuropédischen Léndern mittler-
weile Steuer- und Sozialreformen durchgefiihrt worden sind, die deren komparativen Vor-
teile weiter gestdrkt haben. So brachen viele Staaten mit der Tradition, insbesondere die
korperschaftlichen Gewinne auf Grund deren friiher postulierten besonderen Leistungsfa-
higkeit mit den Spitzensteuersitzen der personlichen Einkommensteuer zu belasten. Mit
einem geradezu abrupten paradigmatischen Wechsel wurden in vielen Staaten sogenannte
duale Einkommen- und Gewinnsteuersysteme implementiert, in denen die Arbeitseinkom-
men auch weiterhin einer steigenden und insgesamt hohen Marginalbelastung unterliegen,
wihrend vor allem (einbehaltene) Gewinne von Korperschaften, aber zum Teil auch andere
Kapitaleinkommen wie Zinsen mit deutlich niedrigeren Grenzsteuersidtzen belastet bzw.
abschlieBend mit einer relativ niedrigen Zinsabschlagsteuer belegt werden.

Diese zum Teil extrem unterschiedliche steuerliche Behandlung von Arbeits- und Kapital-
einkommen wird vor allem mit den Effizienzvorteilen einer niedrigen Gewinnbesteuerung
gerechtfertigt, ohne dass haufig auch nur Zweifel an den Folgen einer solchen Ungleichbe-
handlung von Einkommensarten fiir die Problematik der steuerlichen Gerechtigkeit geduBert
werden. Bei vielen Steuertheoretikern dominieren somit Effizienzerwégungen ganz eindeu-
tig das Gebot steuerlicher Fairness — im {ibrigen ein Vorwurf, der in der Vergangenheit ge-
rade den Anhédngern einer konsumorientierten Besteuerung oft gemacht worden ist. Die er

' Vgl. Petersen (2004).
2 Vgl. Bach/Seidel/Teichmann (2000).



ste Zielsetzung dieses Papiers liegt also darin aufzuzeigen, das eine konsumorientierte Be-
steuerung nicht nur alle denkbaren Neutralitits- und Effizienzpostulate in beinahe idealer
Form erfiillt, sonder zugleich bei pragmatischer Umsetzung auch dem lebenszeitlich inter-
pretierten Leistungsfahigkeitsprinzip und somit auch der steuerlichen Gerechtigkeit sowohl
in horizontaler als auch vertikaler Interpretation entspricht.’

Mit der jiingsten Diskussion um die Herabsetzung des Korperschaftsteuersatzes von 25 %
auf 19 % bei gleichzeitiger SchlieBung der sogenannten steuerlichen Schlupflocher suchen
die fithrenden deutschen Politiker von Regierung und Opposition unser Land fiir den inter-
nationalen Standortwettbewerb fit zu machen. Damit macht die deutsche Steuerpolitik den
Versuch, in einen internationalen Steuersatzwettbewerb einzutreten, der letztendlich nicht
gewonnen werden kann. Unser hochentwickeltes Industrie- und Dienstleistungsland zeich-
net sich eben durch eine ausgezeichnete 6ffentliche Infrastruktur wie ein hervorragendes, im
wesentlichen staatlich finanziertes Humankapital aus, was die Haushalte der Gebietskorper-
schaften erheblich belastet und daher auch hohere Steuerséitze erfordert. Sollen derartige
komparativen Standortvorteile erhalten bleiben, kann man sich nicht auf einen Steuer-
satzwettbewerb im Sinne einer Abwirtsspirale einlassen.* Die zweite Zielsetzung dieses
Beitrags liegt also darin, ein wettbewerbsfahiges, integriertes Einkommens- und Gewinn-
steuersystem vorzustellen, das durch Einfachheit und Lasttransparenz iiberzeugt, Arbeits-
und Kapitaleinkommen gleichbehandelt, damit nicht nur der Effizienz, sondern auch der
steuerlichen Gerechtigkeit dient und deshalb durchaus im internationalen Vergleich auch
hohere Steuersitze aufweisen kann.

Il.  Effizienz und Leistungsfahigkeit in lebenszeitlicher Perspektive

Zur Verdeutlichung der Zusammenhinge zwischen Periodeneinkommen, -konsum, -erspar-
nis und Vermdgen kommt von vornherein nur ein periodeniibergreifender Ansatz in Frage,
da die Kapitalbildung und -auflosung letztendlich in dynamischer Weise erfolgt und in ihren
Effizienz- wie Gerechtigkeitsaspekten eine Betrachtung iiber den gesamten Lebenszyklus
erfordert.’ In dynastischer Perspektive sind dariiber hinaus noch die intergenerativen Zu-
sammenhénge zu beriicksichtigen, da diese ebenfalls das Spar- und Kapitalbildungsverhal-
ten der gegenwirtigen Generationen beeinflussen. Denn zu den Sparmotiven zihlen nicht
nur temporires Zwecksparen zum zukiinftigen Erwerb dauerhafter Konsumgiiter, sondern
auch Altersvorsorge- und ferner Generationenvorsorge- bzw. Vererbungsmotive (langfristi-
ge Kapitalbildung), wenn eine Zufiihrung zum Konsum im Lebenszyklus einer einzelnen
Person nicht erfolgt. Nach dieser Lebenszyklusbetrachtung folgt dann eine kurze Analyse
der Wirkungen einer traditionellen Einkommensteuer in bezug auf die langfristige Lastwir-
kung im Lebenszyklus, um dann abschlieend die Kumulationswirkungen der verschiede-
nen an Einkommen, Ersparnis und Vermdgen ankniipfenden Einzelsteuern im Zusammen-
hang zu verdeutlichen.

3 Vgl. Petersen/Rose (2004).
* Vgl Petersen (2003d, 2004).
> Vgl. Rose (2002).



I1.1.  Zum Zusammenhang von Einkommen, Konsum, Ersparnis und Vermdgen

Wenn wir das Periodeneinkommen y; (Markteinkommen aus Arbeits- und Kapitalmérkten)
von seiner Entstehungsseite her definieren, dann setzt sich dieses aus dem Lohneinkommen
l; und dem Kapitaleinkommen k; zusammen:

1y = I - ke,
wobei gilt

2) I = P ‘ h
und

3) k¢ = r * Vi

mit dem Stundenlohnsatz lh, den Arbeitsstunden h, dem Zinssatz r und dem Vermdgen vy,
das bis zum Zeitpunkt t aus der Periodenersparnis s; gebildet worden ist:

4) Vi = > st

Der Vermogensbestand wird dabei in Form von Geld- und Sachvermdgen, kapitalisierten
Anspriichen gegeniiber Versicherungen (insbesondere privaten Lebensversicherungen) und
Produktivvermdgen (Personenunternehmen bzw. Anteilseigentum an Personen- und Kapi-
talgesellschaften) gehalten.® Die Periodenersparnis ergibt sich tiber die Einkommensver-
wendungsseite:

(5) Yt = at + St,
wobei a; die Periodenausgaben (oder auch Konsum) darstellen.

Die notwendige Lebenszyklusbetrachtung wird durch die Abbildung 1 illustriert. Es sei von
einem stilisierten Lebenszyklus ausgegangen, in welchem mit 20 Jahren eine abhéngige
Beschiftigung (als Arbeitnehmer) aufgenommen wird und der Eintritt in den Ruhestand mit
65 Jahren erfolgt. In der Jugendphase liegt demnach kein Markteinkommen vor, so dass hier
die Periodenausgaben durch das Familieneinkommen der Eltern abgesichert wird (siche die
intergenerativen Zusammenhinge, wie sie in Abbildung 2 dargestellt sind), wobei {iber ei-
nen Kinderfreibetrag (Steuerverzicht) bzw. das Kindergeld (Transfer) auch eine staatliche
Unterstiitzung gegeben sein kann. Liegt das Elterneinkommen unter der Armutslinie des
Transfersystems, ist zumindest ein minimales Ausgabenniveau an, (Konsumexistenzmini-
mum) zu sichern. Entsprechendes gilt auch fiir die eigentlich aktive Lebensphase aber auch
Ruhestandsphase, wenn némlich keine ausreichende Leistungsfahigkeit und damit entspre-
chendes Markteinkommen bzw. Altersersatzeinkommen (Rentenanspruch) vorliegt.”

Dabei wird unterstellt, dass sich die thesaurierten Gewinne der Unternehmen in einer Erhdhung des Un-
ternehmensvermdgens und damit auch des Anteilvermdgens der Unternehmenseigner niederschlagen, so
dass sich auf der Haushaltsebene auch die gesamte private Ersparnis niederschlégt.

Das erhohte minimale Ausgabenniveau im Alter wird in der deutschen Sozialhilfe mit den besonderen
Belastungen des Alters begriindet; da es solche besonderen Belastungen auch in anderen Lebenslagen
(z.B. den Erziehungszeiten) gibt, sei die Rechtfertigung eines solchen erhohten Niveaus einmal dahinge-
stellt.



Abbildung 1: Lebenseinkommens- und -konsumprofile
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Das tatsidchliche Ausgabenniveau ay,; wird immer dann iiber dem minimalen Ausgabenni-
veau liegen, wenn ein hoheres Periodenmarkteinkommen als zur Deckung des Minimumni-
veaus notig vorliegt. Sparfahigkeit ergibt sich allerdings erst dann, wenn das Perioden-
markteinkommen mehr oder weniger deutlich iiber dem tatsédchlichen Ausgabenniveau liegt.
Im Beispiel sei unterstellt (siche die Abbildung 1), dass bereits ab der ersten Erwerbstitig-
keitsperiode Sparfahigkeit gegeben ist, so dass in den folgenden Perioden sich der Vermo-
gensbestand erweitert und damit auch die Bedeutung des Kapitaleinkommens fiir das ge-
samte Markteinkommen zunimmt, wobei allerdings die Bedeutung dieses Einkommens
selbstverstindlich iiber den Zinssatz genauso von der wirtschaftlichen Entwicklung abhén-
gig ist wie die Entwicklung der Stundenlohnsétze auch das Lohneinkommen determiniert.



Abbildung 2: Generationenvertrag
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Die Abbildung 1 verdeutlicht auch, dass sich {iber die Periodenersparnis in der aktiven Pha-
se der Erwerbstitigkeit allmdhlich ein Vermogensbestand (schrdg schraffierte und graue
Flache in der Abbildung 1) aufbaut, der ursdchlich aus dem Arbeitseinkommen (durch Kon-
sumverzicht) hervorgegangen ist, dann aber zunehmend Quelle eines wachsenden Kapital-
einkommens wird. Dieser einfache mikrookonomische Ansatz verdeutlich aber auch, dass
die Quelle einer jeden Kapitalbildung die Arbeitsleistung und der Konsumverzicht ist. Dar-
aus abzuleiten, dass der Vermdgensbesitz eine besondere Leistungsfihigkeit begriindet, die
eine hohere Besteuerung als bei den Arbeitseinkommen rechtfertig, heif3t nichts anderes, als
nachtriglich die Arbeitsleistung der Vergangenheit hoher zu besteuern und damit die Ar-
beitnehmer fiir Ersparnis und Konsumverzicht zu bestrafen. Ahnlich gelagert ist die Argu-
mentation mit dem ,,fundierten Einkommen® oder aber dem ,,unearned income®, das im
Deutschen auch als unverdientes oder gar ,arbeitsloses® Einkommen’ bezeichnet wird. In
diesem Zusammenhang von ,,unearned income* zu sprechen, stellt die Vorgeschichte der
Kapitalbildung geradezu auf den Kopf. Dabei beruht die Verortung der Kapitaleinkommen
als fundierte oder gar unverdiente Einkiinfte auf theoretischen Grundlagen, die unmittelbar
mit dem marxistischen Gedankengut verwandt sind, obwohl gerade viele deutsche Autoren,
welche diese Begriffe verwendet haben, alles andere als Anhénger der sozialistischen Ideo-
logie waren. Jedenfalls beruht die heutige Einkommens- und Vermogensverteilung eben
nicht auf historisch iiberkommenen feudalen Strukturen oder sogenannten windfall profits
der kapitalistischen Griinderzeit, wie sie zur Lebenszeit von Karl Marx bestimmend gewe-
sen sein mdgen, sondern iiberwiegend auf einer eigenstdndigen Lebensleistung. Daher kann
es nicht verwundern, dass ein iiberzogener und vergangenheitsloser Vollzug des Jahrespe-
rioditdtsprinzips im Sinne einer ,,periodengerechten* Besteuerung immer stirkere negative
Leistungsanreizwirkungen ausiibt, so dass die Steuerwiderstinde gegen eine hohe Besteue-
rung der Kapitaleinkommen durch progressive Sdtze oder auch Mehrfachbesteuerung der
Steuerbasis durch Einkommen- und Vermogensteuern stark zugenommen haben.

Es ist wohl unmittelbar einsichtig, dass das in der Abbildung 1 dargestellte minimale Aus-
gabenniveau (weile Flache unter an,) nicht der direkten Besteuerung unterworfen werden
kann, weil dieses gleichermallen durch einen notwendigen, realen Warenkorb an privaten
Giitern definiert wird. Diese Giiter sind selbstverstidndlich mit den indirekten Steuern (der
Mehrwertsteuer als allgemeiner Verbrauchsteuer und den spezifischen Verbrauchsteuern)
belastet; diese Belastung ist allerdings bei der Bemessung der notwendigen monetiren
Transfers zu beriicksichtigen, so dass sich letztere quasi um den Verbrauchsteueranteil er-
hohen. Damit zahlen die Sozialhilfeempfinger die indirekten Steuern und werden auch von
deren geplanten Lenkungswirkungen (entsprechend ihrer Nachfrageelastizititen mehr oder
weniger) beeinflusst, die Traglast wird allerdings auf den Staatshaushalt und damit die Ge-
samtheit der Steuerzahler iiberwilzt. Infolgedessen sind die Sozialhilfeempfanger auch nicht
von etwaigen periodischen Regressionswirkungen betroffen.'

Aus der Zielsetzung der Armutsbekdmpfung und Grundsicherung her ist es also zwingend,
iiber ein Konsumexistenzminimum das minimale Ausgabenniveau steuerlich zu befreien
(Grundfreibetrag), so dass die Steuerlast erst oberhalb dieses Betrages ansetzen kann.'' Im
Steuersystem ist also Vorsorge zu treffen, dass das lebenszeitliche Ausgabenminimum {iiber

8 Vgl. Andel (1993, S. 345).
Y Vgl. Musgrave/Musgrave/Kullmer (1985, S. 154).

Getroffen werden allenfalls die Bezieher kleinerer und mittlerer Markteinkommen, die selbst keine Trans-
ferzahlungen erhalten.

Das ist im {ibrigen in Deutschland zwingend der Fall, seit dem im Jahre 1995 das Verfassungsgericht die
Besteuerung von Markteinkommen im Bereich der Sozialhilfeleistungen fiir verfassungswidrig erklért hat.
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Grundfreibetrag und Kinder- bzw. Altersfreibetrag freigestellt wird. Damit verdeutlicht die
Abbildung 1 ebenfalls, dass sich das steuerlich zu belastende Einkommen aus dem Uber-
konsum (@it - amin) und der Ersparnis zusammensetzt. Damit trifft die Einkommensteuer
insbesondere bei progressiver Ausgestaltung in besonders belastender Weise die Ersparnis
und in zweiter Linie den Uberkonsum. Negative Anreizwirkungen 16sen dann eine riickliu-
fige Ersparnisentwicklung aus, tangieren aber auch den Uberkonsum und damit die ge-
samtwirtschaftliche Nachfrage. Letzteres kann als ein gewisses Angstsparen interpretiert
werden, welches den Riickgang der Ersparnis jedenfalls zum Teil kompensiert.

I1.2.  Bemessungsgrundlagen der direkten Besteuerung

Die traditionelle synthetische Einkommensteuer t, kniipft nun an den Periodenmarktein-
kommen y; an, und beriicksichtigt {iber den Grundfreibetrag im Steuertarif und verschiedene
Vorkehrungen im Bereich der Abzugsbetragsregelung auch die steuerliche Freistellung des
minimalen lebenszeitlichen Ausgabenniveaus (Flache zwischen y; und an;, in der Abbildung
1). Damit ist der Steuerbetrag eine Funktion des Periodenlohn- und -kapitaleinkommens:

(6) tse = tse (lta kt)

Neben der personlichen Einkommensteuer, die natiirliche Personen und auch Personenge-
sellschaften steuerlich belastet, besteht fiir die Kapitalgesellschaften eine isolierte Korper-
schaftsteuer, die zwar i.d.R. von einer dhnlichen Gewinndefinition wie die Einkommensteu-
er ausgeht, aber einen unterschiedlichen Steuertarif anwendet, so dass eine Rechtsformneu-
tralitit in den meisten Fillen nicht gewahrt ist.

Eine allgemeine, personliche Ausgabensteuer (expenditure tax a’ la Fisher, Kaldor etc.)
wiirde hingegen an den tatsdchlichen Periodenausgaben der Abbildung 1 ankniipfen und
damit der folgenden Funktion entsprechen:

(7t = ta (Atar),

wobei auch in diesem Falle das Konsumexistenzminimum iiber eine Abzugsfdhigkeit der
minimalen Periodenausgaben gewihrleistet werden konnte. Im Vergleich zu einer syntheti-
schen Einkommensteuer wire die Bemessungsgrundlage (senkrecht schraffierte Fliche in
der Abbildung 1) also wesentlich verringert, so dass bei unterstellter Aufkommensgleichheit
auch die Steuersitze einer personliche Ausgabensteuer deutlich héher sein miissten als bei
einer synthetischen Einkommensteuer.” Dariiber hinaus wiren Kapitaleinkommen (also
Zinsen und Unternehmensgewinne) generell steuerbefreit.

Die duale Einkommensteuer wiirde die Bemessungsgrundlagen der synthetischen Einkom-
mensteuer einfach in ihre Bestandteile zerlegen und auf diese jeweils eine andere Tarifs-
truktur anwenden. So ist die Lohnsteuer t;

@ = ti (1)

Die Mehrwertsteuer als allgemeine Verbrauchsteuer kniipft ebenfalls an den tatsdchlichen Ausgaben an,
ohne dass die minimalen Ausgaben bzw. das Konsumexistenzminimum in Ansatz gebracht wird. Diese
wiirde bei einer durchschnittlichen Konsumquote von eins mit einer proportionalen Lohnsteuer gleichen
Steuersatzes ilibereinstimmen; die spezifischen Verbrauchsteuern kniipfen jeweils an die Ausgaben fiir die
betreffenden steuerbelasteten Konsumgiiter an.

B vgl. Peffekoven (1989) und Hinterberger/Miiller/Petersen (1991).



in der Regel mit einem Progressionstarif verbunden, wihrend die Kapitaleinkommensbe-
steuerung (einschlieBlich der Gewinnbesteuerung) tx

9 & = ti (ko)

héufig mit einer niedrigen flat-rate verbunden ist." Zum Teil, so z.B. in den Niederlanden,
werden die Steuersdtze noch nach Unternehmensgewinnen, Eigenkapitalverzinsung und
Zinsertragen differenziert (Box-System), so dass die verschiedenen Einkunftsarten in er-
heblicher Weise unterschiedlich steuerlich belastet bzw. begiinstigt (insbesondere im Ver-
héltnis zu mittleren und hoheren Arbeitseinkommen) sind. Im iibrigen gibt es auch Misch-
formen, in denen Teile des Kapitaleinkommens (Zinsertrige aus Privatvermdgen, Mieten
und Pachten etc.) auf der personlichen Ebene steuerlich belastet werden.

Eine konsumorientierte Einkommensteuer belastet wie die synthetische Einkommensteuer
mit einem einheitlichen Tarif das Gesamteinkommen, wobei allerdings an dem Kapitalein-
kommen k; aufgrund der unten beschriebenen Lawinenwirkungen noch zwei Modifikatio-
nen vorgenommen werden.'® Das Kapitaleinkommen wird zerlegt in das Altersvorsorgeein-
kommen ki und das iibrige Kapitaleinkommen k& (aus Unternechmensgewinnen, Zinsen,
Vermietung und Verpachtung etc.). Dabei ist in der Erwerbstitigkeitsphase aufgrund der
Beitrdge zur Alterssicherung das Altersvorsorgeeinkommen negativ, wihrend es in der Zu-
flussphase des Ruhestands positiv wird. Hier findet also die nachgelagerte Besteuerung im
Zusammenhang mit dem Zufluss zu Konsumzwecken statt, auch wenn in dieser Lebenspha-
se noch weiter eine positive Ersparnis (jedenfalls solange ki > a ist, siche die Abbil-
dung 1) auftreten sollte. Es findet also die sogenannte Sparbereinigung Anwendung. Die
nachgelagerte Besteuerung glittet die Verteilung des Lebenseinkommens und vermeidet
daher Progressionsspitzen in der aktiven Lebensphase, sofern direkt progressive Steuertarife
zur Anwendung kommen sollten.

Eine Sparbereinigung im Bereich der Unternehmens- und sonstigen Kapitaleinkommensbe-
steuerung wiirde vor allem in der Ubergangsphase auf ein konsumorientiertes System iiber
einige Jahre zu so erheblichen Aufkommensausfillen fiihren, dass allein aus diesem Grunde
es an der politischen Akzeptanz mangeln diirfte. Daher wird bei den sonstigen Kapitalein-
kommen das aus Sicht der lebenszeitlichen Belastungswirkung dquivalente Verfahren der
Zinsbereinigung angewendet. Fiir die Unternehmensgewinne heif3t dies, dass diese um einen
Schutzzins zu bereinigen sind, der auf das Eigenkapital des Unternehmens angewendet
wird. Entsprechend wird bei den verbleibenden Kapitaleinkommen verfahren, so dass sich
das bereinigte sonstige Kapitaleinkommen k& mit

(10) k& = Vi (T —15),
wobel rs den Schutzzinssatz darstellt.

Damit wiirde die konsumorientierte Einkommensteuer ti. durch den folgenden Zusammen-
hang beschrieben

(11)  tye = tke (I, ki, kthb),

Neben der Korperschaftsteuer wird dann haufig auch eine Zinsabschlagsteuer als Quellensteuer angewen-
det, die zum Teil wiederum mit anderen Steuersétzen als die Unternehmensbesteuerung verbunden ist.

Eine Begiinstigung der Eigenkapitalverzinsung kann bereits als Einstieg in eine Zinsbereinigung betrachtet
werden, wie sie unter naher beschrieben wird.

Zur Begriindung vgl. Petersen/Rose (2004).



wobei die Bemessungsgrundlage (senkrecht und schrig schraffierte Fliche) in der Abbil-
dung 1 auch als y* bezeichnet ist.

Vergleicht man die idealtypischen Bemessungsgrundlagen in der Abbildung 1, dann wird
deutlich, dass die konsumorientierte Einkommensteuer nicht etwa eine Ausgabensteuer ist,
in der Zinsen und Gewinne steuerbefreit sind, sondern eine Einkommensteuer mit einem
modifizierten Kapitaleinkommensbegriff darstellt, der insbesondere dem Effizienzaspekt
Rechnung tragen soll, zugleich aber die Kapitaleinkommen, welche {iber den Schutzzins
hinausgehen und die im Alter zuflieBenden Rentenzahlungen, der Besteuerung unterwirft.
Dariiber hinaus wird auch deutlich, das in diesem Ansatz — anders als bei der dualen Ein-
kommensbesteuerung — Lohn- und Kapitaleinkommen grundsétzlich gleichbehandelt wer-
den, und zwar aus einer lebenszeitlichen Perspektive, was noch spiter verdeutlicht werden
soll. Gegenliber der synthetischen Einkommensteuer mit nachgelagerter Rentenbesteuerung
féllt die Bemessungsgrundlage zumindest in der aktiven Lebensphase allerdings infolge der
Zinsbereinigung niedriger aus. Fiir die Gréenordnungen der Bemessungsgrundlagen gilt
also folgender Zusammenhang;:

ke
aat < Yt < Yt

Auf das Ausmal} dieser Differenz wird ebenfalls im empirischen Teil noch einzugehen sein.

Geht man allerdings von der idealtypischen auf eine realistische Betrachtungsweise iiber,
dann ist festzustellen, dass in der Mehrzahl der real existierenden synthetischen Einkom-
mensteuersysteme die Bemessungsgrundlage infolge zahlloser, auf Interesseneinfliisse zu-
riickgehender Sonderregelungen und Ausnahmetatbestinde erheblich im Zeitablauf erodiert
ist, so dass die GroBenordnungsreihenfolge sich eher zugunsten der konsumorientierten
Einkommensteuer verdndern diirfte. Ein grofer Teil dieser Sonderregelungen ist im iibrigen
mit den Kapitaleinkommen verbunden; es ist zu vermuten, dass mit dieser Kumulation der
Vergilinstigungen insbesondere die langfristigen Belastungswirkungen, welche unten auch
als Lawinenwirkungen charakterisiert werden, abgemildert werden sollten. Im unteren Ein-
kommensbereich schaffen dariiber hinaus noch sogenannte Sparerfreibetrige eine gewisse
Entlastung, so dass zumindest kleinere Kapitalvermogen steuerlich freigestellt werden.'”
Dariiber hinaus ist die Verortung der deutschen personlichen Einkommensteuer, die sich aus
sieben verschiedenen Einkunftsarten mit jeweils getrennten Abzugsbetragsregelungen zu-
sammensetzt,'”® als synthetische Einkommensteuer inhaltlich kaum nachvollziehbar, man
kann eher von einem Mythos sprechen; sie hat sich vielmehr im Zeitverlauf eher zu einer
eigentlich historischen Schedulensteuer entwickelt, die ganz erheblich zwischen den Ein-
kunftsarten diskriminiert und insofern dem Gleichbehandlungsgebot aller Einkunftsarten
entgegensteht.

7" Insofern konnte man auch den deutschen Sparerfreibetrag als Einstieg in eine Zinsbereinigung betrachten.

'8 zahlt man die auslindischen Einkiinfte noch hinzu, kann man von acht Einkunftsarten sprechen.
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Fazit:
Was ist eine konsumorientierte Einkommensteuer?

Eine konsumorientierte Einkommensteuer befreit ein steuerliches Kon-
sumexistenzminimum und erfiillt damit das Kriterium der Bedarfsgerech-
tigkeit." Es belastet das Gesamteinkommen oberhalb des Konsumexi-
stenzminimums mit einem einheitlichen Steuertarif, wobei Modifikationen
im Bereich der Kapitaleinkommen (Sparbereinigung bei Altersvorsorge-
einkommen, Zinsbereinigung bei Gewinnen und anderen Zinseinkiinften)
dafiir Sorge tragen, das alle Bestandteile des Lebenseinkommens nur ein-
malig der Besteuerung unterworfen werden. Die Verwirklichung des Kor-
respondenzprinzips sichert die steuerliche Gleichbehandlung von Arbeits-
und Kapitaleinkommen im Lebenszyklus, so dass das Kriterium der Lei-
stungsgerechtigkeit in dynamischer Perspektive gesichert ist.

I1.3. Lawinenwirkungen der traditionellen synthetischen Einkommensteuer

Abstrahiert man einmal von dem ererbten Vermogen, fiihrt die lebenszeitliche Sicht unmit-
telbar zu der Erkenntnis, dass nicht nur das in einem Kalenderjahr zugeflossene Einkommen
und der Vermdgensbestand am Ende des Kalenderjahres als mogliche Steuerobjekte zu be-
trachten sind, sondern die Vorgeschichte, auf der Einkommen und Vermdgen beruhen, aber
auch was in der Zukunft mit ersparten Einkommensteilen und Vermdgen passiert, bei der
steuerlichen Behandlung und Belastung dieser Steuerobjekte mit zu beriicksichtigen ist.
Dann wird sehr schnell deutlich, dass jegliches Geld-, Sach- oder Produktivvermdgen letzt-
endlich aus dem Arbeitseinkommen in den Vorperioden (oder den Ertrigen des Humanka-
pitals) gebildet worden ist. Ersparnis und Vermdgen reflektieren in einer solchen Betrach-
tungsweise nichts anderes als die durch Leistungseinsatz und Konsumverzicht gleicherma-
Ben geronnene Lebensarbeitsleistung. Wird diese mit Progressionstarifen, Umverteilungsab-
sichten und Mehrfachbelastungen iliber Gebiihr strapaziert, sind negative Anreizwirkungen
und massive Verhaltensanpassungen nicht auszuschlieBen. Dariiber hinaus suggeriert der
oben erwéhnte Terminus ,,fundiertes Einkommen* eine vermeintliche Vermogenssicherheit,
die angesichts der heutigen Anlage- und Kapitalwertrisiken ldngst nicht mehr gewéhrleistet
ist. Denn mit akzelerierenden rezessiven Tendenzen und zunehmender Unsicherheit der
Arbeitsplitze wachsen auch die Risiken der Kapitalanlagen, so dass mit den Arbeitsplatzri-
siken auch die Kapitalwertrisiken zunehmen.

Diese Gleichbelastung kann in dynamischer Perspektive aber nur dann gesichert werden,
wenn — wie gerade betont — alle Einkommensteile im Lebenszyklus nur einer einmaligen
steuerlichen Belastung unterworfen werden. Wird aber — wie bei dem traditionellen Leitbild
der Einkommensteuer — die Leistungsgerechtigkeit im Sinne einer puren Jahresgerechtigkeit
interpretiert, resultieren in Bezug auf die Kapitaleinkommensbesteuerung erhebliche steuer-
liche Mehrfachbelastungen, die {iber den Lebenszyklus hinweg einen geradezu lawinenarti-
gen Anstieg des effektiven Steuersatzes nach sich ziehen. Ein einfaches Beispiel soll diese
kumulativen Belastungswirkungen illustrieren:

" Vgl. Petersen (1993, 2003). Die Integration mit der sozialen Sicherung erfolgt iiber eine Grundsicherungs-

strategie, wobei alle Biirgerinnen und Biirger, die nicht iiber ein Markteinkommen in Hohe des Konsume-
xistenzminimums verfiigen, entsprechende Transfers erhalten. Dabei hat eine Bediirftigkeitsiiberpriifung
zu erfolgen und die volle Gewéhrung der Transfers ist an die Bereitschaft zur Erwerbsbeteiligung zu kniip-
fen; vgl. Petersen/Raffelhiischen (2000).
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Es sei ein Lohnsteuersatz von 25 % unterstellt; ein Arbeitnehmer spart
1000 Euro und legt diese bei einem Zinssatz von 5 % flr 40 Jahre auf
dem Kapitalmarkt an. Ohne Steuern wiirden die Zinsertrage nach 40 Jah-
ren auf 6 040 Euro anwachsen (siehe Abbildung 4 oben) und dann dem
Arbeitnehmer fiir seinen Alterskonsum zur Verfligung stehen. Bei der tra-
ditionellen Einkommensteuer wird aber bereits aus versteuertem Einkom-
men die Ersparnis gebildet, so dass sich bei einem als konstant unter-
stellten Grenzsteuersatz von 25 Prozent das Anfangskapital auf 750 Euro
verringert.?

Aufgrund des steuerlich reduzierten Sparkapitals werden ihm dann nach
dem ersten Anlagejahr nicht mehr 50 Euro, sondern nur noch 37,50 Euro
Zinsen gutgeschrieben. Trotz dieser ersten Belastung muss der Arbeit-
nehmer noch 25 Prozent des Zinsbetrags als Einkommensteuer abftihren,
womit sich das Sparkonto letztlich nur um 28,13 Euro erhoht. Auch in je-
dem weiteren Jahr der vierzigjahrigen Anlagezeit sind Steuern auf Zinsen
zu entrichten, so dass dem Arbeitnehmer fiir seinen Alterskonsum am Ende
rund 2 520 Euro zur Verfugung stehen (siehe Abbildung 4 oben). Die Re-
duzierung des Zinseinkommens von 50 Euro auf 28,13 Euro im ersten
Anlagejahr impliziert eine relative Belastung von rund 43,7 Prozent, also
deutlich mehr als der Steuersatz von 25 Prozent. Am Ende des Sparzeit-
raums betragt die Lastquote rund 58,3 Prozent und damit mehr als das
Doppelte des Steuersatzes (siehe Abbildung 3).

20

Zum Beispiel und den folgenden Abbildungen vgl. Petersen/Rose (2004, S. 61 f.).
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Abbildung 3: Belastung des Zinseinkommens vor und nach einer traditionellen
Einkommensteuer bei einem Steuersatz von 25 Prozent
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Zwar schiitzt die gegenwértige deutsche Einkommensteuer iiber den Sparerfreibetrag, der
gerade wieder zum Jahresbeginn 2004 gekiirzt worden ist, viele Sparer vor diesen Mehr-
fachbelastungen, allerdings kommen bei iiberschieBenden Ersparnissen auch viel hohere
Grenzsteuersitze zur Anwendung, so dass in der heutigen steuerlichen Praxis die Lawinen-
wirkungen noch viel einschneidender ausfallen konnen.

Ahnliche Kumulativwirkungen ergeben sich bei der Besteuerung der Unternechmensgewinne
wie folgendes Beispiel der Besteuerung des in einer Kapitalgesellschaft (z.B. GmbH) er-
zielten Gewinns zeigt:

Investiert ein junger Unternehmer von dem Gewinn im ersten Jahr einen
Betrag von 1 000 Euro und betragen die Gewinne in allen Folgejahren 5
Prozent des Eigenkapitals, so weisen die Blicher der Firma nach einund-
vierzigjahriger Investitionszeit ein Eigenkapital von 7 040 Euro aus. Ver-
auBert der Unternehmer dann seine Kapitalgesellschaft, so kann er wegen
des Eigenkapitals einen VerauBerungsgewinn gleicher Hohe realisieren,
der ihm dann zur Finanzierung seines Alterskonsums zur Verfligung steht.
Unter Bericksichtigung eines traditionellen Korperschaftsteuersatzes von
25 Prozent endet das Eigenkapital bei einem Bestand von ebenfalls 3 270
Euro. Greift nunmehr die traditionelle Besteuerung des Gewinns aus der
Ver&ufRerung mit dem individuellen Einkommensteuersatz von ebenfalls 25
Prozent, so verbleiben dem gealterten Mittelstandler nur noch 2 452 Euro
flr seinen Alterskonsum. Seine effektive lebenszeitliche Steuerlast belduft
sich damit auf 65,2 Prozent des ohne Steuern moglichen Konsumfonds von
7 040 Euro. Nach dem Modell der rot-griinen Bundesregierung mit einer
Gewinnbesteuerung auf der Unternehmensebene von bis zu 40 Prozent
und einem zukinftigen Einkommensteuerspitzensatz von 42 Prozent kann
diese Last sogar auf iber 80 Prozent ansteigen.”

Wie bereits erwidhnt wurden bisher diese lawinenartigen Belastungswirkungen im Einkom-
men- und Korperschaftsteuergesetz durch zahlreiche Sondertatbestinde abgemildert, die
letztlich eine ganz erhebliche Erosion der Bemessungsgrundlage ausgeldst haben. Durch die
unter Finanzminister Eichel durchgesetzten Steuerrechtsénderungen wurden zwar diese
Sondertatbestdnde z.T. abgeschafft, wobei die Absenkung der Steuersitze die Unternehmen
kompensieren sollte. Allerdings diirfte das nur teilweise und auf kurze Sicht gelungen sein.
Auf lange Sicht ist hingegen ein starker Anstieg der kumulativen Steuerbelastung zu be-
fiirchten, der geradezu dramatisch wird, wenn die Verduferungsgewinnbesteuerung wieder
verschirft werden sollte. Dariiber hinaus werden insbesondere die Personengesellschaften
im oberen Tarifbereich der Einkommensteuer auf lange Sicht erheblich zusitzlich belastet,
was eine weitere Existenzgefdhrdung kleinerer und mittlerer Unternehmen nach sich ziehen
diirfte.

I1.4.  Kumulationswirkungen einer Mehrfachbelastung des Kapitaleinkommens

Wenn man eine faire und sozial gerechte Besteuerung von Arbeits- und Kapitaleinkommen
anstreben will, ist — wie immer wieder betont werden muss — eine innerperiodische Be-
trachtung der Steuerbelastung dieser Einkommensarten nicht hinreichend. Vielmehr sind die
Vor- und Nachgeschichte der Einkommensentstehung und Einkommensverwendung zu be

! vgl. die Berechnungen bei Rose (2002, S. 36 ff.).
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rlicksichtigen und sédmtliche Steuern in Anrechnung zu bringen, die auf Vermogensbestiande
bzw. Vermogensverdnderungen erhoben werden. Dabei sollen im Folgenden die Probleme
der Vermdgensermittlung und -bewertung vernachlissigt werden, die hédufig allein bereits
zu einer Ablehnung der Vermogensteuern fithren. Im Fokus der Analyse wird vielmehr die
lebenszeitliche Gesamtbelastung der Kapitaleinkommen stehen, die sich aus der Besteue-
rung der Kapitalertrige im Rahmen einer konventionellen Einkommensteuer, durch eine
Vermogensteuer, VerduBerungsgewinnbesteuerung” sowie eine Schenkungs- und Erb-
schaftsteuer ergeben.” Die Belastungen dieser einzelnen Steuerarten lassen sich alle auf
einen einheitlichen Kapitaleinkommensteuersatz umrechnen, so dass die kumulative Wir-
kung bereits innerhalb der periodischen Besteuerung verdeutlicht wird.

Dabei ist augenfillig, dass bei Betrachtung der internationalen Entwicklung die Steuersétze
dieser Steuerarten in den letzten beiden Dekaden erheblich gesenkt worden sind, ja einzelne
Steuern auch vollig abgeschafft wurden. Ob diese Anpassungen aufgrund hoherer Einsicht
erfolgten* oder allein der Tatsache geschuldet sind, dass die Aufkommen der Zins-, Ver-
mogens- und Erbschaftsteuern weit hinter den Erwartungen zuriickblieben, sei einmal da-
hingestellt. Alle Erfahrungen, die im Verlauf des letzten Jahrhunderts gemacht worden sind,
deuten jedenfalls darauf hin, dass je progressiver die Tarife dieser Steuern ausgestaltet wa-
ren, desto schneller die jeweiligen Bemessungsgrundlagen zu schwinden begannen. Nach-
dem in GroBbritannien wihrend der Thatcher-Ara die Steuersitze auf Dividenden von ma-
ximal 98 % schrittweise auf 40 % gesenkt und der Erbschaftsteuersatz in der Spitze von 75
% auf 40 % reduziert worden sind,” vollzog sich ein allmédhlicher Verhaltenswandel. Nach
diesen Reformen hat es dann noch einige Jahre gedauert, bis eine beachtliche Bemessungs-
grundlage entstand und auch das Steuerautkommen wieder zu wachsen begann, so dass zu-
mindest im Bereich der Kapitaleinkommensbesteuerung im Beispiel Grofbritanniens von
positiven Laffer-Kurven-Effekten gesprochen werden kann.*

Zinsertrags-, VerduBerungsgewinn-’, Vermogen- und Erbschaftsteuern 16sen die stirksten
Anpassungsreaktionen auf Seiten der Steuerpflichtigen aus. In ihren heutigen Formen fiihrt
die Besteuerung der Zinsertrige zu den mehrfach erwéhnten lawinenartigen Wirkungen, die
bezogen auf die lebenszeitliche Belastung der Kapitaleinkommen infolge einer haufig zu-
sdtzlichen VerduBerungsgewinn-, Vermogens- und Erbschaftsbesteuerung noch weiter nach
oben getrieben wird. Mehrfachbelastung und Doppelbesteuerung kdnnen insbesondere dann

2 VerduBerungsgewinne werden, soweit es sich um Gewinne im Zusammenhang mit der VeriuBerung von

Betrieben oder Betriebsteilen handelt, im Rahmen der deutschen Einkommen- und Kd&rperschaftsteuer be-
riicksichtigt, wobei gerade die Eichelsche Steuerreform erhebliche Verdnderungen herbeigefiihrt hat. Im
angelsédchsischen Raum werden VerduBerungsgewinne auch im Zusammenhang mit der Verduflerung pri-

vater Vermdgensgegenstinde im Rahmen der capital gains tax erfasst.

2 Auf eine Beriicksichtigung der objektivierten Vermdgensteuern, welche die steuerliche Belastung des

Vermogensertrags weiter nach oben treiben, sei im Folgenden verzichtet.

Angesichts der aktuellen AuBerungen sozialdemokratischer Politiker zum Raubtierkapitalismus und den
Gefahren des internationalen GroBkapitals miissen einem schon Zweifel beschleichen, ob ihre bisherige
Steuerpolitik tatsdchlich einer hoheren Einsicht gefolgt ist.

Diese schrittweise Senkung vollzog sich zwischen 1979 und 1984; vgl. hierzu Odling-Smee/Lawton (1990,
S. 237 £.). In den 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts folgten weitere SteuersatzerméBigungen.

% vgl. Petersen (1990, S. 256).
27

24

25

Dabei konnen die Verduferungsgewinne (capital gains) entweder in den existierenden Einkommen- und
Korperschaftsteuersystemen erfasst oder aber — wie im angelséchsischen Bereich iiblich — durch besondere
capital gains taxes belastet werden.
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tief in die Vermogenssubstanz eingreifen, wenn der Vermdgensertrag nur relativ gering aus-
fallt.”

GemiB (3) und (9) resultiert die Kapitaleinkommensbesteuerung mit
(12) = T (1 * vy),

wobei 1 der Einfachheit halber als eine Flat-rate angenommen sei. Eine jéhrliche Vermo-
gensteuer belastet den Vermogensbestand vi am Ende eines Kalenderjahres mit einem ein-
heitlichen Vermogensteuersatz t,:

(13) t = T, ¥ Vi

Unter der Bedingung einer gleichen Steuerschuld (tx = ty) ldsst sich die Vermdgensteuer
ohne weiteres in eine Kapitaleinkommensteuer umrechnen. Es resultiert:

(14) =, W or

bzw.

(15) Tk Tk /1.

Bei Thesaurierung der Kapitaleinkommen gehen (14) und (15) liber in

(16) 1 T *r/1+r

und

(17) T  *(1+1)/r

Ganz dhnlich lassen sich auch die VerduBerungsgewinn- und Erbschaftsbesteuerung® in
eine jihrliche Kapitaleinkommensteuer umrechnen. Existieren mehrere dieser Steuerarten
gleichzeitig, treten die erwidhnten Kumulationswirkungen auf.

Unterstellt man nur eine Zinsabschlagsteuer mit einem Steuersatz von 25 %, dann fiihrt die
laufende Zinsertragsbesteuerung — wie oben gezeigt — liber eine Laufzeit von 40 Jahren zu
einem lebenszeitlichen Belastungssatz von 58,3 %. Fiihrt man zusétzlich eine laufende
Vermogensteuer mit einem Steuersatz von 1 % ein, erhdht sich die Belastung des lebens-
zeitlichen Zinseinkommens auf 76,2 %; unterstellt man aulerdem eine abschliefende Erb-
schaftsbesteuerung bei einem Steuersatz von 25 %, sind die Zinseinkommen insgesamt mit

% Vgl. hierzu das Interview des SAP-Mitbegriinders Hasso Plattner im Spiegel Nr. 49, 2.12.2002, S. 56.

* Die Belastungswirkung der Erbschaft- und Schenkungssteuer entspricht den Gleichungen (16) und (17)
und damit der Belastung durch eine Vermdgensteuer. Entsprechend kann eine isolierte Erbschaft- und
Schenkungssteuer in eine entsprechende Zinsertragssteuer umgerechnet werden. Unterstellt man im Sinne
der Reinvermdgenszugangstheorie bei der Erbschaftsteuer den gleichen Steuersatz wie bei der Zinsertrag-
steuer (also 20 %), resultiert der Zinsertragsteuersatz mit 420 %. Da der Zinsertragsteuersatz 100 % bei
weitem iibersteigt, erfolgt eine Substanzbesteuerung. Will also ein Schenkender bzw. Erblasser die ihm
verwandten oder nahestehenden Mitglieder der kommenden Generationen mit einer Vermogensiibertra-
gung realwirtschaftlich begiinstigen, muss dieser die gesamte Steuerlast in sein Kalkiil einbeziehen und
die Steuerlast durch zusitzliche Ersparnis kompensieren. Wird bei noch hdheren Steuersétzen bzw. gerin-
gerer realer Effektivverzinsung die Last unertraglich hoch, beginnt das Nachdenken {iber entsprechende
Vermeidungsmoglichkeiten. Im Zweifelsfall diirften sowohl das Kapital als auch der Kapitaleigentiimer
das Hochsteuerland verlassen.
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85,3 % belastet worden. Geht man von einen Zinssteuersatz von 40 % aus, dann betrédgt die
lebenszeitliche Belastung bereits 62,5 %, die sich durch die obige Vermdgensteuer auf
86,1 % erhoht; wird wiederum die Erbschaftsteuer fillig, steigt der Belastungssatz auf 92,1
%. Eine etwaige VerduBerungsgewinnbesteuerung wiirde diese Sdtze weiter in die Hohe
treiben — man ist also in dieser Perspektive nicht mehr allzu weit von den britischen Ver-
héltnissen in der Vor-Thatcher-Ara entfernt.

Die Lawinenwirkungen der Zinsbesteuerung und ihr Zusammenspiel mit Vermogensteuern,
VerauBlerungsgewinn- und Erbschaftsteuern bilden also die Treibsitze fiir die Mobilitét des
Kapitals und schlieBlich auch der Steuerzahler. In einer Welt des Wettbewerbs um die Lei-
stungsfdhigen ist es in vielen Lédndern den Steuerpolitikern deutlich geworden, dass Aus-
weichreaktionen und Steuerflucht nicht unbedingt die Kapitalbildung an sich beeintréchti-
gen, sehr wohl aber das Anlageverhalten und die Standortwahl. So hat man alte ideologische
Standpunkte iiber Bord geworfen und beispielsweise mit dualen Einkommensteuersyste-
men,* aber auch anderen Privilegierungen fiir eine nachhaltige Entlastung der Unternehmen
gesorgt, welche die Investitionsbereitschaft und Arbeitsplatzentwicklung sehr positiv beein-
flusst haben — allerdings um den Preis einer Beeintrichtigung der horizontalen Gerech-
tigkeit.

In Deutschland verharrt man hingegen in zementierten Positionen und weist insbesondere
den Léndern, die einer anderen Philosophie der Behandlung von Kapitaleinkommen folgen,
den Status von ,,Steueroasen* zu, verbunden mit dem Vorwurf, die anderen ,,verniinftigen
Staaten in unmoralischer Weise auszubeuten. Dabei werden in diesen ,,verniinftigen* Staa-
ten die Kapitaleinkommen aus lebenszeitlicher Sicht in geradezu unmoralischer Weise steu-
erlich belastet, der von Verfassungsrechtlern, insbesondere Kirchhof, postulierte Halbtei-
lungsgrundsatz bei weitem iiberschritten und damit die Kapitalbildung diskriminiert.”’ Wenn
es dennoch in Deutschland eine durchaus beachtliche gesamtwirtschaftliche Sparquote gibt,
hat das weniger etwas mit einer intendierten Kapitalbildung als vielmehr mit einer um sich
greifenden Angst vor dem Versagen der staatlichen Alterssicherungssysteme zu tun.

I11. Die Einfachsteuer als konsumorientierte Einkommensteuer

Die grundlegenden Besteuerungsprinzipien, denen das Einfachsteuersystem folgt, sind in
den ersten drei Paragraphen des Gesetzentwurfs aufgefiihrt. In diesen kommt zum Aus-
druck, dass der ,Heidelberger Steuerkreis® die Orientierung am Lebenseinkommen als
ideale Umsetzung des Gerechtigkeitsprinzips einer Besteuerung nach der dynamischen Lei-
stungsfahigkeit betrachtet.”® Dies bedeutet jedoch nicht, dass das Einkommen erst am Le-
bensende des Biirgers besteuert werden muss — was ja schon naturgemaf3 nicht moglich ist.
Vielmehr wird in jedem Steuerabschnitt (Kalenderjahr) von dem traditionell ermittelten
Jahreseinkommen ausgegangen und gepriift, inwieweit seine Komponenten einen originidren
Beitrag zum Lebenseinkommen darstellen. Auszusondern sind Komponenten, die bereits
steuerlich vorbelastet sind, sowie jene, die in spiteren Steuerabschnitten besteuert werden.
Dies hat gegeniiber der lebensfremd nur am Kalenderjahr orientierten Leistungsfdhigkeit
insbesondere eine andere Behandlung der Kapitaleinkommen zur Folge.

Kapitaleinkommen entstehen aus dem Vermdogen als periodisch neue Einkiinfte in Form von
Zinsen und Gewinnen. Wird aber — wie bei dem traditionellen Leitbild der Einkommensteu

30 ygl. Bach/Seidel/Teichmann (2000).
' Vgl. hierzu Karl-Brauer-Institut des Bundes der Steuerzahler (1999, 22 ff.) und BVerfG vom 22.06.1995.
> Dies hat z.B. auch der bekannte Steuerrechtler Klaus Tipke gefordert. Siche Tipke (1993, S. 502).
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er, dem immer noch im Bundesministerium der Finanzen, aber ebenfalls von einem wenn
auch kleiner werdenden Kreis deutscher Finanzwissenschaftler gefolgt wird — die Leistungs-
fahigkeit im Sinne einer puren Jahresgerechtigkeit interpretiert, resultieren in Bezug auf die
Kapitaleinkommensbesteuerung die gerade geschilderten erheblichen steuerlichen Mehr-
fachbelastungen, die iiber den Lebenszyklus hinweg einen geradezu lawinenartigen Anstieg
des effektiven Steuersatzes nach sich ziehen. Daher fordert § 1 des Einfachsteuergesetzes:
»Das Lebenseinkommen natiirlicher Personen ist durch Besteuerung ihrer Jahreseinkommen
einmalig, gleichmafBig und auf einfache Weise steuerlich zu belasten*®,

Das Heidelberger Einfachsteuergesetz nennt als Erhebungsformen der Einkommensteuer
(§ 3) die personliche Einkommensteuer der Biirger und die Gewinnsteuer grofler Kapital-
gesellschaften u.d., die auf der Unternehmensebene abschlieend besteuert werden. Beide
Erhebungsformen werden vollstindig abgestimmt in einem Gesetz geregelt.* Die Steuerba-
sis der personlichen Einkommensteuer (§ 6) setzt sich aus den Einkiinften aus nichtselbst-
standiger und selbststdndiger Erwerbstitigkeit sowie den Vorsorgeeinkiinften zusammen, so
dass grundsétzlich nur drei Einkunftsarten bestehen. Abziehbar sind Ausgaben fiir die be-
rufliche Bildung (Humankapital) und ein Verlustvortrag aus fritheren Steuerabschnitten.*

Ausgaben fir die berufliche Bildung sind z.B. Ausgaben fiir Studiengebiihren, Gebiihren fiir
Lehrgiange, Kurse, Vortrage, Schulungen und Fachkongresse (Weiterbildungskosten), Prii-
fungs- und Zulassungskosten sowie die Tilgung von Darlehen und ihre Verzinsung, wenn
zur Finanzierung der Bildungs- und Weiterbildungsmafinahmen ein Kredit aufgenommen
wurde. Die Behandlung dieser Ausgabekategorien, die letztendlich nichts anderes als Inve-
stition in das Humankapital darstellen, korrespondiert mit der nachgelagerten Besteuerung
bei den Vorsorgeeinkiinften, da sie die zukiinftigen Einkiinfte aus nichtselbstindiger und
selbstandiger Erwerbstitigkeit sichern bzw. erhéhen. Damit werden Humankapitalinvesti-
tionen mit den Sachkapital- wie auch Finanzkapitalinvestitionen gleichgestellt.

Gewinne von personlich gefiihrten Unternehmen’ geh6ren unabhingig von der Rechtsform
grundsitzlich zum Lebenseinkommen ihrer Eigentlimer. Die Gewinne grof8er Unternehmen
(Publikumsgesellschaften) werden aus Vereinfachungsgriinden auf der Unternehmensebene
abschlieffend besteuert, weil diese einen groflen und stindig wechselnden Kreis von An-
teilseignern haben, die zudem noch héufig aus dem Ausland stammen. Die Gewinnsteuer
hat hier also die Funktion einer Quellensteuer. Der Gewinn wird nach der zinsbereinigt mo-
difizierten Kassenrechnung ermittelt.”” Er wird als kassenmiBiger Uberschuss der Er

3 Vgl http://www.einfachsteuer.de/idee/download/Gesetz.pdf

** Das Einfachsteuergesetz wiirde also das gegenwirtige Einkommen- und Korperschaftsteuergesetz erset-

zen; auflerdem konnte — verbunden mit einem Hebesatzrecht der Gemeinden — ein kommunaler Zuschlag
auf die Einkommensteuer ihrer Biirger eingefiihrt werden, um die gegenwértige Gewerbesteuer abzuldsen.

Zu moglichen Zuschlagssitzen siehe unter V. unten.

» Steuerpflichtige, deren Einkommen sich im Lebenszyklus ungleichmiBig iiber die Steuerabschnitte ver-

teilen oder die gar in einzelnen Kalenderjahren Verluste ausweisen miissen, haben dennoch im Wesent-
lichen gleiche Lasten zu tragen. Dies wird durch zeitlich unbegrenzte Verlustvortrige und einen auf zehn

Jahre begrenzten und damit ausreichenden Verlustriicktrag erreicht.

% Als Unternehmertitigkeit gelten im Sinne des Gesetzentwurfs Einfachsteuer auch die Vermietung und

Verpachtung von Immobilien und die Vermogensverwaltung; zum Kapitaleinkommen zdhlen also die
Einkunftsarten 1 bis 3, die Einkiinfte aus Vermietung und Verpachtung sowie die Einkiinfte aus Kapital-
vermdgen gemill dem heutigen EStG und die Gewinne der personlich gefiihrten Kapitalgesellschaften
(Durchreichgesellschaften).

Die Kassenrechnung korrespondiert mit der Einnahmen-UberschuB-Rechnung nach § 4 Abs. 3 EStG; zu
den Vorteilen der Kassenrechnung gegeniiber der heutigen Unternehmensbesteuerung vgl. die Beitrige
zum Steuerforum Fulda 2003 unter http://www.dstv.de/einfachst.html.
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werbseinnahmen tiber die Erwerbsausgaben definiert. Die Modifikationen beziehen sich auf
Ausgaben fiir abnutzbare Sachanlagen, die {liber jahrliche Abschreibungen absetzbar sind,
sowie auf den Abzug von Schutzzinsen auf das beriicksichtigungsfahige Eigenkapital des
Unternehmens. Dariiber hinaus unterliegen Dividenden und VerduBerungsgewinne nicht der
Besteuerung.

Uber die Konstruktion der Durchreichgesellschaft® erfolgt die Aufteilung des Gewinns
kleiner Kapitalgesellschaften wie derzeit schon bei Personengesellschaften, so dass deren
Anteilseigner auch in den Genuss der steuermindernden personlichen Abziige unter Beriick-
sichtigung der unterhaltenen Personen kommen.

Ein weiterer gewichtiger Schritt in Richtung auf Gleichbelastung und Neutralitét aller Arten
von Einkiinften in lebenszeitlicher Perspektive wird durch die unten beschriebene erwihnte
Zins- und Sparbereinigung vollzogen. Damit die Gleichbelastung von Arbeits- und Kapital-
einkommen erreicht werden kann, also eine steuerliche Mehrfachbelastung von Ersparnis
und Investition mit lawinenartiger Wirkung vermieden wird, muss eine marktiibliche Ver-
zinsung des Sparkapitals steuerfrei bleiben (Zinsbereinigung) oder aber das aus steuerfreien
Markteinkiinften gebildete Sparkapital einschlieBlich der damit erwirtschafteten und steuer-
lich noch nicht belasteten Ertrdge bei seiner Auszahlung besteuert werden (Sparbereini-
gung). Beide Verfahren sind in ihrer Wirkungsweise auf die lebenszeitliche Steuerbelastung
dquivalent, beeinflussen allerdings in entscheidender Weise die Verteilung des Steuerauf-
kommens iiber die Zeit. Dabei verschiebt die Sparbereinigung, bei der die gesparten Ein-
kiinfte zundchst steuerfrei bleiben und das Gesparte erst bei der Auszahlung zusammen mit
den aufgelaufenen Zinsen steuerlich erfasst werden, die Besteuerung der Bemessungs-
grundlage in die Zukunft, so dass dem Fiskus bei einer generellen Durchsetzung dieses Ver-
fahrens zumindest in einer langen Ubergangsperiode erhebliche Steuerausfille drohen wiir-
den.

Auch hier bietet der Einfachsteuer-Gesetzentwurf pragmatische, aber durchaus konsequente
Losungsansiétze: Bei allen Gewinnen, Zinsen und sonstigen Kapitalertragen bleibt eine stan-
dardisierte marktiibliche Verzinsung des Sparkapitals — eine durchschnittliche Grundrendite
in Hohe des Jahresdurchschnittssatzes der um 2 Prozentpunkte erhohten Basiszinssitze ge-
méB § 247 BGB - als Entlohnung fiir die Kosten des Konsumverzichts steuerfrei.”” Damit
werden also nur die um die Grundrendite (oder auch den Schutzzins) bereinigten Kapitalein-
kommen der Besteuerung unterworfen, so dass aus der Sicht des Fiskus eine stetige steuerli-
che Bemessungsgrundlage gesichert ist, denn die iiberschiefende Rendite wird in der End-
stufe des Einfachsteuergesetzentwurfs mit einem Marginalsteuersatz von 25% belastet. Der
Ansatz des Schutzzinses sichert in der dynamischen Perspektive die gleiche steuerliche Be-
lastung von Arbeits- und Kapitaleinkommen.*

*  Die Durchreichgesellschaft ist dadurch gekennzeichnet, dass an ihr nur natiirliche Personen beteiligt sind,

sie also personlich gefiihrt, die Zahl ihrer Eigentiimer {iberschaubar (z.B. nicht mehr als hundert Gesell-
schafter) und die Zusammensetzung der Eigentiimer stabil ist (deren Anteile also nicht an Borsen gehan-
delt werden). Die Gewinne und Verluste der Durchreichgesellschaft sind Einkiinfte aus unternehmerischer

Tatigkeit und erhohen die Basis der personlichen Einkommensteuer der Anteilseigner.

¥ Aus Vereinfachungsgriinden wird auf die Besteuerung der Differenzbetriige aus Zinseinnahmen und

Schutzzinsen verzichtet, wenn es sich um Staatsanleihen, Festgeldanlagen bei Banken und dhnlichen Ka-
pitalforderungen handelt, die einer breiten Offentlichkeit zum Erwerb angeboten werden und der Anleger
von seinen anderen betrieblichen Tatigkeiten strikt getrennt halt. Damit hat der Biirger die Zinsen aus den
meisten seiner Sparkapitalanlagen nicht zu versteuern.

0 Vgl. Rose (http://www.einfachsteuer.de/idee/download/Konzept.pdf).
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Die Sparbereinigung oder auch nachgelagerte Besteuerung kommt bei der steuerlichen Be-
handlung der Renten (Vorsorgeeinkiinfte*') zum Tragen. Hier drohen keine wesentlichen
Steuerausfille, weil die Mehrzahl der Renten bisher faktisch nicht oder nur duflerst gering-
fiigig steuerlich belastet war.* Das Einfachsteuergesetz sicht die Steuerfreiheit der Beitrdge
zur staatlichen und privaten Altersvorsorge vor, wihrend die Renten voll besteuert werden.

Uber die Zins- und Sparbereinigung wird die aus Griinden der Praktikabilitit durchaus not-
wendige Jahresabschnittsbesteuerung gleichermaflen dynamisiert. Beide Methoden gewéhr-
leisten, dass die verschiedenen Komponenten des Lebenseinkommen eines Biirgers nur ein-
malig belastet werden, unabhingig davon, aus welchen Quellen sie auch stammen mogen.
Gleichzeitig wird mit der gleichmiBigen Belastung des Lebenseinkommens die intertempo-
rale Neutralitdt der Konsumentscheidung garantiert, womit die dem traditionellen Leitbild
inhdrente Diskriminierung des Sparens fiir den morgigen Konsum entfillt. Aus der Sicht der
Unternehmensbesteuerung stellt die Einfachsteuer iiber die Durchreichgesellschaften wei-
testgehend die Rechtsformneutralitit fiir alle mittelstindischen Gesellschaften her, wéhrend
der Schutzzinsabzug die Investitionsneutralitdt, Finanzierungsneutralitit und damit auch die
Inflationsneutralitit (Verhinderung der Scheingewinnbesteuerung) sichert.

Genauso wichtig wie eine effiziente Unternehmensbesteuerung sind fiir ein modernes Steu-
ersystem selbstverstindlich die soziale Ausgewogenheit der individuellen Belastung sowie
auch seine Familiengerechtigkeit. Diesen Anspriichen an eine faire Einkommensbe-
steuerung dienen eine Reihe personlicher Abziige, die eigentlich Kosten der privaten Le-
bensfiihrung darstellen. Erstens kann der Steuerpflichtige den Grundfreibetrag absetzen, der
sich in der Endstufe des Einfachsteuergesetzentwurfs 2015 auf 10 000 EUR belaufen soll.
Natiirlich konnen auch Rentner im Rahmen ihrer persénlichen Abziige diesen ihr Konsume-
xistenzminimum schiitzenden Freibetrag abziehen. Damit wird eine einkommensteuerliche
Belastung des existentiellen Konsumbedarfs der Biirger in lebenszeitlicher Sicht vermieden.

Zweitens sind die Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung bis zur Hohe der gesetzli-
chen Beitrdge des Arbeitnehmers und Arbeitgebers abzugsfihig. Hierbei ist zu beachten,
dass die Arbeitgeberbeitrdge als geldwerter Vorteil in den Einkiinften aus nichtselbstandiger
Erwerbstitigkeit enthalten sind. Im Endeffekt unterliegen sie damit keiner Steuerbelastung.
Drittens sieht der Einfachsteuergesetzentwurf einen zusétzlichen Freibetrag fiir unterhaltene
Personen bis zu 10.000 EUR je Person vor. Damit entspricht dieser Entwurf den Zielsetzun-
gen einer gerechten Familienbesteuerung, da tiber Grundfreibetrag und den Freibetrag fiir
unterhaltenen Personen das Konsumexistenzminimums der Familie geschiitzt wird. Der
Heidelberger Steuerkreis geht davon aus, dass der Kinderlastenausgleich im Transfersystem
iiber das Kindergeld geregelt wird, welches selbstverstidndlich in angemessener Hohe den
verfassungsrechtlichen Vorgaben entsprechen muss. Die auf die Familie bezogene Entla-
stungswirkung héngt damit einerseits von der Zahl der unterhaltenen Personen und anderer-
seits von der Tarifstruktur ab. Viertens gibt es einen zusétzlichen Freibetrag fiir den Sonder-
bedarf aus einer korperlichen oder geistigen Behinderung und flinftens sind — wie bei den
Unternehmen — die dem Steuerpflichtigen eventuell entstandenen Steuerberatungskosten
abzugsfihig.

1 Vorsorgeeinkiinfte sind im Sinne des Einfachsteuer-Gesetzentwurfs Einkiinfte, die der Einkommensab-

sicherung des Steuerpflichtigen und seiner Angehorigen im Alter (Renten), bei Arbeitslosigkeit (Arbeits-
losengeld) und bei Krankheit (Krankengeld) dienen.

2 Vgl. Petersen (1999).
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Da der bisherige direkt progressive Einkommensteuertarif mit stark steigender Grenzsteuer-
belastung vor allem Verhaltensanpassungen hervorgerufen hat, welche {iber Steuervermei-
dung und Steuerhinterziehung zum einen eine Erosion der Bemessungsgrundlage ausgelost
und zum anderen eine stark wachsende Schattenwirtschaft verursacht haben, soll die direkte
Progression auf mittlere Sicht aufgegeben werden. Die hohen Grenzsteuersidtze haben in
erster Linie abschreckend auf 6konomische Aktivitdten gewirkt, ohne dass diese Sitze in
wesentlichen Einkommensbereichen auch effektiv geworden sind.” Daher schldgt der Hei-
delberger Steuerkreis im Endstadium der Einfachsteuer (2015) einen Flat-rate Tarif mit
einem Steuersatz von 25 Prozent vor.

Die Integration von bisheriger Einkommen- und Korperschaftsteuer stellt eine wesentliche
Vereinfachung fiir die Steuerverwaltung und die Unternehmen dar. Dariiber hinaus reduziert
die Kassenrechnung als einheitliche Gewinnermittlungsmethode deutlich den Aufwand der
Unternehmen im Bereich ihrer steuerlichen Rechnungslegung; fiir die Finanzédmter wird die
steuerliche Kontrolle wesentlich einfacher, reduziert sich diese doch auf wenige Konten der
Unternehmen. Ferner werden auch die Finanzgerichte stark entlastet, da die wichtigsten
Konfliktfelder beispielweise im Bereich der heutigen verdeckten Gewinnausschiittung (Ge-
schiftsfiihrergehélter etc.) wegen der Konstruktion der Durchreichgesellschaft entfallen.

Die Folgewirkungen des Schutzzinses lassen dariiber hinaus eine Verstetigung des Ab-
schreibungsverhaltens der Unternehmen erwarten. Eine beschleunigte Abschreibung redu-
ziert das Eigenkapital und damit auch den Schutzzinsabzug, was den Zinsvorteil eines zeit-
lichen Vorziehens der Steuerzahlung vollstdndig neutralisiert. Die Neutralitdt der zinsberei-
nigten Gewinnsteuer beziiglich alternativer Abschreibungsmethoden ermoglicht zugleich
die Entwicklung des Gewinnsteuerautkommens durch vereinfachende Abschreibungsregeln
so zu verstetigen, dass auch der Bundes- und die Landerfinanzminister von einer gesicherten
Grundlage vor allem fiir die mittelfristige Finanzplanung ausgehen konnen.

IV. Auswirkungen auf der Haushaltsebene

Flat-rate Vorschlige werden im Allgemeinen damit beantwortet, dass sie erstens fiir nicht
finanzierbar gehalten werden und zweitens zu einer sozialen Schieflage fithren. Das erste
Argument lésst sich dadurch entkriften, dass das Einfachsteuergesetz unter Anwendung des
Potsdamer Mikrosimulationsmodells im Detail durchgerechnet worden ist.** Bei der Bemes-
sungsgrundlage des Jahres 1998 findet der damals geltende Einkommensteuertarif mit
Grenzsteuersidtzen zwischen 25,9 % und 53 % bei einem Grundfreibetrag von 6.322,64 EUR
Anwendung. Setz man das daraus resultierende Steueraufkommen als gegeben an und be-
rechnet bei der Bemessungsgrundlage geméll Rechtsstand 1998 den aufkommensgleichen
Flat-rate Steuersatz fiir 1998, wiirde sich dieser auf 30,4 % belaufen.

Auf der Ebene der Rentenbesteuerung bringt der Gesetzentwurf zur Einfachsteuer geradezu
eine fundamentale Vereinfachung mit sich. Wie bereits erwidhnt kommt bei den Einkiinften
aus Vorsorgevermogen, das aus steuerfreien Einkommensteilen gebildet wurde, die Metho-
de der nachgelagerten Besteuerung zur Anwendung. Zur Bemessungsgrundlage der person-
lichen Einkommensteuer zdhlen demgemass die Versorgungsbeziige auf Grund einer nicht-
selbstindigen Erwerbstétigkeit, gleichgiiltig, ob sie vom Arbeitgeber oder anderen Personen
(z.B. gesetzlichen Arbeitslosen- und Rentenversicherungsanstalten) ausgezahlt werden.

# Zu diesem Problemkreis vgl. Petersen (2003, S. 90 ff.).
* Vgl hierzu Anton/Brehe/Petersen (2002, S. 42 ff.).
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Die Ertragsanteilsbesteuerung der Renten wird ersatzlos gestrichen. Damit werden alle
Renten, Pensionen und rentendhnlichen Leistungen einem einheitlichen Besteuerungsver-
fahren unterworfen. Auch wenn in der Vergangenheit Teile der GRV-Beitrige, Beitrdge zur
Versorgungsanstalt des Bundes und der Lander (VBL-Beitrdge) und Beitrdge zur betriebli-
chen Altersversorgung der Besteuerung unterlegen haben sollten, bedarf diese Tatsache al-
lein deshalb keiner gesonderten steuerlichen Beriicksichtigung, weil diese Teile des Alter-
seinkommen ausnahmslos in den Bereich der Grundfreibetragsregelung des Einkommen-
steuertarifs fallen, so dass schon aus diesem Grunde wesentliche Teile der Alterseinkommen
einschlieBlich der Renten, Pensionen und Betriebsrenten keinerlei Besteuerung unterliegen
werden. Die wohlhabenderen Bezieher von Alterseinkommen profitieren auf der anderen
Seite ganz erheblich von der Beseitigung der direkten Progression, so dass keine weiteren
Vergiinstigungen zu rechtfertigen sind.

Die erwihnten steuerlichen Modifikationen bei Renten und Pensionen fithren zu einer Ver-
dnderung der tariflichen Steuerbemessungsgrundlage (zu versteuerndes Einkommen) fiir
alle Steuerpflichtigen von 770,9 Mrd. EUR auf 812,9 Mrd. EUR, also zu einem Anstieg um
42,0 Mrd. EUR oder 5,4 % (gegeniiber dem Status quo 1998). Infolge dieser Erweiterung
der Bemessungsgrundlage steigt das Einkommensteueraufkommen 1998 von 147,4 Mrd.
EUR auf 154,6 Mrd. EUR. Die modifizierte Renten- und Pensionsbesteuerung fiihrt dem-
nach zu einem steuerlichen Mehraufkommen von ca. 7,2 Mrd. EUR oder 4,9 %. Da die
Beitrdge zur GRV im unteren Einkommensbereich liberwiegend durch die Vorsorgepau-
schale steuerbefreit waren und auch die Rentenzahlungen unterhalb des geltenden Grund-
freibetrags angesiedelt sind, bleibt bei diesen Steuerpflichtigen das steuerliche Existenzmi-
nimum auch im Kontext der Lebenseinkommensbetrachtung steuerfrei.

Ebenfalls einschneidend sind die Veranderungen auf der Ebene der Sozialversicherungsbei-
trage. Betrachtet man die Charakteristik der verschiedenen Sozialversicherungsbeitrdge im
Detail, dann wird deutlich, dass die Beitrdge zur GRV sich grundlegend von denen zur
GKYV, GP{fV und Arbeitslosenversicherung unterscheiden. Die GRV stellt zweifellos in
Deutschland eines der wichtigsten Instrumente des intertemporalen Einkommensausgleichs
dar.” Demgegeniiber sind in den anderen Sozialversicherungszweigen die innerperiodischen
Risikoausgleichsmomente bedeutsamer. So geht es bei der GKV und GPfV wie auch der
Arbeitslosenversicherung vorwiegend um innerperiodische Risiken einer besonderen Aus-
gabenlast (Sachleistungen der GKV bzw. GPfV). Auch in Privatversicherungssystemen mit
dhnlichen Leistungsspektren werden derartige Risiken liberwiegend innerperiodisch abge-
deckt.*

Aufgrund dieser inhaltlichen Unterschiede zwischen GRV-Beitragen und GKV-, GPfV-
sowie Arbeitslosenversicherungsbeitragen scheint es durchaus begriindbar zu sein, die Bei-
trige zur GRV einer nachgelagerten Besteuerung zu unterziehen. Bei den iibrigen Sozial-
beitrdgen bzw. gleichartigen Beitrdgen zum Privatversicherungssystem sprechen zum Teil

# Zur Definition vgl. Petersen (1989), S. 27 f.

% Dabei umfassen allerdings auch gesetzliche und private Krankenversicherungen zumindest dann einen
gewissen intertemporalen Einkommensausgleich, wenn zur Absicherung einer stabilen Beitragsent-
wicklung tiber den Lebenszyklus die Beitrdge der jungen Versicherten bereits einen Riickstellungsbeitrag
umfassen, der die hoheren Leistungen im Alter mit abdecken soll. Im Umfang dieser Altersriickstellungen
miissen private Krankenversicherungen auch entsprechende Fonds bilden, um diese zusétzlichen Alters-
lasten auffangen zu konnen. Damit hétte auch ein Teil der Beitragsleistungen zur Krankenversicherung ei-
nen intertemporalen Charakter, so dass diese Beitragsteile dhnlich wie Rentenversicherungsbeitrige zu
behandeln wéren. Diese Problematik kann vernachlédssigt werden, wenn bei den einzelnen Beitragsarten
auch noch andere Griinde fiir die Abzugsfahigkeit sprechen.
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anders gelagerte Argumente ebenfalls fiir eine grundsitzliche Abzugsfahigkeit von der steu-
erlichen Bemessungsgrundlage. So sichert die GKV allen Versicherungspflichtigen ein Exi-
stenzminimum an gesundheitlichen Sachleistungen ab, welches ebenfalls nicht der Besteue-
rung zu unterwerfen ist. Bei den Lohnersatzleistungen hingegen kann wiederum die nach-
gelagerte Besteuerung greifen. Fiir die Pflegeversicherungsbeitrage greift entsprechend das
Sachleistungsargument der GK'V.

Etwas komplizierter sieht es mit der Begriindung der Abzugsfahigkeit der Beitrige zur Ar-
beitslosenversicherung aus. Wihrend das Arbeitslosengeld und die Fortbildungsaufwendun-
gen der Arbeitslosenversicherung, die der Humankapitalbildung dienen und deren Aufwen-
dungen auch im Einfachsteuergesetzt abzugsfihig sind, nachgelagert besteuert werden kon-
nen,"” wiren die Vermittlungskosten Werbungskosten im klassischen Sinne, so dass auch fiir
diesen beitragsfinanzierten Ausgabenteil die Abzugsfahigkeit zu rechtfertigen ist.

Der tatsdchliche Abzug der Sozialversicherungsbeitrdge und korrespondierender Privatver-
sicherungsbeitriage verdndert das gesamte zu versteuernde Einkommen von 770,9 Mrd. EUR
auf 725,1 Mrd. EUR. Damit verringert sich das zu versteuernde Einkommen also um 45,8
Mrd. EUR bzw. 5,9 %.

Ein weiterer groBBer Block fragwiirdiger Abzugsmdglichkeiten ist in den derzeitigen Wer-
bungskosten zu erkennen. Unter Werbungskosten versteht man Aufwendungen, die durch
die berufliche Tétigkeit verursacht sind. Mit der allgemeinen Wohlstandsentwicklung, aber
auch infolge der steigenden Abgabenbelastung sind immer mehr Lohnsteuerpflichtige dazu
iibergegangen, ihre Werbungskosten im einzelnen nachzuweisen und dies in Form einer
Einnahmen-/Ausgabenrechnung zu dokumentieren. Verstandlicherweise kommt es hier zu
immer engeren Verkniipfungen mit den Kosten der privaten Lebensfithrung bzw. sogar zu
einer Anpassung der privaten Lebensfiihrung an die Moglichkeiten des Werbungskostenab-
zugs, so dass die Auseinandersetzungen um die steuerliche Anerkennung der Werbungsko-
sten zu erheblichen Belastungen in der Steuerverwaltung und bei den Finanzgerichten fiih-
ren. Diese Auseinandersetzungen dhneln im iibrigen denen, die im Zusammenhang mit der
steuerlichen Anerkennung von Betriebsausgaben hinlidnglich bekannt sind. Insgesamt ist der
steuerliche Komplex ,,Werbungskosten bei nichtselbstindiger Arbeit ein Einfallstor fiir
nahezu willkiirliche Entscheidungen auf der Ebene einzelner Finanzbehdrden und verstot
in zunehmenden Malle gegen den Grundsatz der steuerlichen Gleichbehandlung. Gerade in
der Amtszeit von Finanzminister Eichel ist der Anteil fehlerhafter Steuerbescheide weiter
angestiegen, was nicht zuletzt darauf zurlickzufiihren ist, dass auch immer mehr Finanzbe-
amte durch die wachsende Komplexitit des Einkommensteuerrechts tiberfordert werden.

Der Gesetzentwurf Einfachsteuer sieht nun vor, die nachweisbaren Werbungskosten weit-
gehend zu eliminieren. Bei den meisten dieser Werbungskosten geht es um Aufwendungen
(bzw. beruflich bedingte Mehraufwendungen), die dem Arbeitnehmer vom Arbeitgeber er-
stattet werden. Uber den Erstattungsumfang muss letztendlich zwischen Arbeitnehmer und
Arbeitgeber im Rahmen individueller oder tariflicher Lohnverhandlungen eine Ubereinkunft
erzielt werden. Wie der Arbeitnehmer vom Arbeitgeber kompensiert wird (ob iiber die
Lohnzahlung oder iiber direkten Kostenersatz), sollte unabhingig von steuerlichen Erwé-
gungen sein. Gehen die vom Arbeitnehmer geltend gemachten Aufwendungen tiber die vom
Arbeitgeber gewdhrte Erstattung hinaus, besteht im iibrigen der begriindete Verdacht, dass
solche Arbeitnehmeraufwendungen eher in den Bereich der privaten Lebensaufwendungen
fallen, die selbstverstindlich keiner steuerlichen Beriicksichtigung bediirfen. Geht man von

*7 Entsprechendes gilt im iibrigen auch fiir die ArbeitsbeschaffungsmaBnahmen (ABM).
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der Streichung der nachzuwei senden Werbungskosten und des Arbeitnehmer-Pauschbetrags
aus, erhoht sich infolge dieser MalRnahmen das gesamte zu versteuernde Einkommen von
70,9 Mrd. EUR auf 831,6 Mrd. EUR, also um 60,7 Mrd. EUR bzw. 7,9 %.

Nimmt man die gesamten erwdhnten Veranderungen infolge einer Einflihrung der Einfach-
steuer zusammen, ergibt sich eine Erhéhung der Bemessungsgrundlage um 160,9
Mrd. EUR, die aufkommensneutral in die Steuertarifreform — also den Ubergang auf einen
Flat-rate Tarif bzw. temporér auf Stufentarife mit zwei bis drel Grenzsteuersatzen — einge-
bracht werden kann.® Die Uber die Einfachsteuer erzielte Verbreiterung des zu versteuern-
den Einkommens erstreckt sich fur alle Steuerpflichtigen Uber den gesamten Bruttoein-
kommensbereich; dabei ist der Anstieg im unteren Einkommensbereich relativ hoher alsim
oberen (siehe Abbildung 4).

Abbildung 4: Zu versteuerndes Einkommen
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Die zusdtzliche steuerliche Belastung féllt im unteren Einkommensbereich allerdings relativ
gering aus (siehe Abbildung 5) und kdnnte Uber eine Erhéhung des Grundfreibetrags bzw.
die Implementierung eines Arbeitnehmer-Pauschbetrags weiter reduziert werden. Im mittle-
ren Einkommensbereich treten bei alen Steuerpflichtigen alerdings grofRere Mehrbel astun-
gen auf, welche auf die hohere Besteuerung der Alterseinkommen zurtickgefihrt werden
konnen. In den oberen Einkommensberei chen treten leichte Mehrbel astungen, in den hoch-

8 Wendet man diese Bemessungsgrundlage der Einfachsteuer im Jahr 1998 an, dann ergibt sich ein Flat-rate
Steuersatz bei gleichem Steueraufkommen wie im Status quo von 28,8 %. Die erweiterte Bemessungs-
grundlage (Wegfall eines Grofdteils der Werbungskosten, partielle Zinsbereinigung bei Vermietung und
Verpachtung, Abzugsféhigkeit der Soziaversicherungsbeitrage in effektiver Hohe, Wegfall aller anderen
Sonderausgaben, volle Rentenbesteuerung, Wegfall des Freibetrags aus Land- und Forstwirtschaft,
Wegfall Versorgungsfreibetrag und Altersentlastungsbetrag) fihrt trotz der erheblichen Verringerung der
Grenzbel astungssétze im mittleren und oberen Einkommensbereich zu einer Reduzierung der Flat-rate um
1,6 Prozentpunkte (ausgehend von den oben erwéhnten 30,4 %). Dieses Szenario vernachldssigt allerdings
die positiven Anreizwirkungen, die von der Einfachsteuer und vor allem dem Flat-rate Tarif ausgehen und
stellt im Vergleich zum Status quo gewissermal3en den worst case Vergleich dar.
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sten Bruttoeinkommensklassen allerdings deutliche Entlastungen auf, well hier die Absen-
kung der hohen Grenzbel astungssétze greift.

Abbildung 5: Steuerschuld
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Fur die Jahre 2004 und 2005 ist eine weitere Verringerung der Grenzsteuersétze im Einkom-
mensteuertarif vorgesehen bzw. beabsichtigt, wobei der Eingangssteuersatz stufenweise auf
15 % und der Spitzensteuersatz auf 42 % gesenkt wird (mit einem erhéhten Grundfreibetrag
von 7.664 EUR). Wendet man diesen Steuertarif auf den Status quo der Bemessungsgrund-
lage 1998 an, resultiert eine Verringerung des Steueraufkommens. Damit ergibt sich bei
Anwendung der Einfachsteuer weiterer Spielraum, den Flat-rate Steuersatz zu senken. Uber
die im Gesetzentwurf vorgenommenen V ereinfachungen, Pauschalierungen und Streichun-
gen von Steuervergunstigungen ist es sogar aufkommensneutral moglich, das im Jahre 2005
geltende Einkommensteuersystem durch das Einfachsteuersystem mit einem einheitlichen
Steuersatz von 24,1 % zu ersetzen. Und dennoch: Wirde man die Einfachsteuer auf einen
Schlag aufkommensneutral mit einer Flat-rate von 25 % einfihren, kdme es — das ist
unumwunden festzustellen — zu Vertellungswirkungen, die kurzfristig zu Lasten der unteren
Einkommensschichten gingen. Dies liegt nicht nur am Tarif, sondern in der Hauptsache
daran, dass die unteren Einkommensschichten stérker von der Abschaffung von Pauschal-
abzligen und Steuerverguinstigungen getroffen werden als die oberen Einkommensschichten.
Diese negativen Verteilungswirkungen sind jedoch zu vermeiden, wenn die Einfachsteuer
im Rahmen einer mehrjahrigen Ubergangszeit schrittweise eingefiihrt wird und zunéchst die
oben erwahnten Stufentarife (mit Sétzen von 15 %, 25 % und 35 % bzw. 20 % und 30 % in
einer zehnjahrigen Ubergangsperiode) zur Anwendung kommen.
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V.  Auswirkungen auf der Unternehmensebene

Nach dem Einfachsteuergesetz werden die kleinen und mittleren Kapitalgesellschaften als
Durchreichgesellschaften wie die Einzelunternehmen und Personengesellschaften behan-
delt. Nur die groBen Publikumsgesellschaften, die borsennotiert sind und eine permanent
wechselnde Zusammensetzung ihrer Anteilseigner haben, werden abschlieBend auf der Un-
ternehmensebene mit der Flat-rate besteuert. Eine Besteuerung der Dividenden und Verdu-
erungsgewinne findet konsequenterweise nicht statt. Dabei wird eine Flat-rate von 25 %
unterstellt und der Schutzzins belduft sich auf 5 %.* Die Zinsbereinigung der Einfachsteuer
setzt am Eigenkapital der Unternehmen an. Die im Datensatz enthaltenen Modellunterneh-
men weisen ein Eigenkapital auf, das mit der Unternehmensgrofle wichst. Dabei betrdgt
beispielsweise das durchschnittliche Eigenkapital der kleinen Einzelunternehmen 9.365
EUR und der groen Personengesellschaften 2.480.553 EUR; der jeweilige Gewinn aus
Gewerbebetrieb betrigt 29.886 EUR bzw. 810.124 EUR, wobei die Eigenkapitalrendite von
314 % auf 33 % sinkt.”” Die Kapitalgesellschaften weisen Renditen zwischen 84 % und 29
% auf.

Der Zinsbereinigung wird haufig vorgeworfen, dass diese weitgehend zu einer Steuerfreiheit
der Gewinne beitragen wiirde — die Unternehmen also steuerlich unbelastet blieben. Ange-
sichts der ausgewiesenen Eigenkapitalrenditen sind derartige Vermutung allerdings unrea-
listisch. So betrdgt bei den Einzelunternehmen und Personengesellschaften der Schutzzins-
abzug zwischen 2 % (bei den kleinen Einzelunternehmen KEU) und 15 % (bei den gro3en
Personengesellschaften GPG) der Gewinne aus Gewerbebetrieb; die Spanne bei den Kapi-
talgesellschaften liegt zwischen 6 % (bei den kleinen Kapitalgesellschaften KK) und 17 %
(bei den groflen Kapitalgesellschaften GK).”' Geht man davon aus, dass die 130.412 Modell-
unternehmen im DIW-Datensatz wenn auch nicht reprisentativ, aber doch in etwa die Situa-
tion des deutschen Unternehmenssektors widerspiegeln, dann wiirde die Zinsbereinigung
bei einem Schutzzinsabzug von 5 % die Gewinne aus Gewerbebetrieb um rund 7,4 % ver-
ringern, wobei die Gewichtung mit den jeweiligen Anteilen der Unternehmensform an der
Zahl der Modellunternehmen vorgenommen worden ist. In dieser GroBenordnung diirfte
sich dann auch die Bemessungsgrundlage der Einkommensteuer (Einkiinfte aus Gewerbe-
betrieb) der Einzelunternehmen und Personengesellschaften sowie der Korperschaftsteuer
der Kapitalgesellschaften verringern. Eine Zinsbereinigung und damit die Eliminierung der

* Angesichts der geringen Umlaufrendite fiir staatliche Wertpapiere erscheint der Wert etwas hochgegriffen;

er konnte derzeit auch mit 4 % unterstellt werden.

Die kleinen und groBen Einzelunternehmen sind im Folgenden mit KEU und GEU abgekiirzt, die kleinen,
mittleren und groflen Personengesellschaften mit KPG, MPG und GPG sowie die kleinen, mittleren und
groflen Kapitalgesellschaften mit KK, MK und GK. An letzteren bedeutet der hinzugefiigte Buchstabe D
eine Durchreichgesellschaft sowie P eine Publikumsgesellschaft. Die Gewinne aus Gewerbebetrieb, das
Eigenkapital und die Rendite der Modellunternehmen stellen sich wie folgt dar:
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Gewinne aus Gewerbebetrieb Eigenkapital Rendite Schutzzinsabzug
KEU 29.886 EUR 9.365 EUR 314 % 2%
GEU 42.832 EUR 107.040 EUR 40 % 12 %
KPG 53.369 EUR 111.309 EUR 48 % 10 %
MPG 219.527 EUR 570.451 EUR 38% 13%
GPG 810.124 EUR 2.480.553 EUR 33% 15 %
KK 16.633 EUR 19.749 EUR 84 % 6 %
MK 84.962 EUR 124.997 EUR 68 % 7%
GK 1.117.610 EUR 3.790.877 EUR 29 % 17 %

! Die Werte fiir den Schutzzinsabzug sind ebenfalls in der FuBnote 49 aufgefiihrt.

26



Lawinenwirkungen im Bereich der Unternehmensbesteuerung vermindert die Bemessungs-
grundlage folglich weitaus weniger als die vielen Sonderregelungen, die eine Erosion der
Bemessungsgrundlage im Bereich der traditionellen Einkommens- und Korperschaftsbe-
steuerung ausgelost haben.

Der Heidelberger Steuerkreis schldgt auBerdem vor, die derzeitige Gewerbeertragsteuer
durch einen Gemeindezuschlag zur Einfachsteuer zu ersetzen.”> Um das Gewerbesteuerauf-
kommen bei einem unterstellten durchschnittlichen gemeindlichen Hebesatz von 385 %
durch einen aufkommensgleichen Gemeindezuschlag zur Einfachsteuer zu erzielen, miisste
auf der Ebene der gewerblichen Unternehmen ein Zuschlagsatz von 29 % angewendet wer-
den. Soll sich der Gemeindezuschlag nicht nur auf die Gewinne auf Gewerbebetrieb, son-
dern die gesamte Einfachsteuerbemessungsgrundlage (also die Einkiinfte aus nichtselbstin-
diger Erwerbstitigkeit, selbstindiger Erwerbstitigkeit — darunter die bisherigen Einkunfts-
arten 1 und 2, Einkiinfte aus Kapitalvermdgen sowie Einkiinfte aus Vermietung und Ver-
pachtung — und Vorsorgeeinkiinfte) erstrecken, konnte bei einem einheitlichen Zuschlags-
satz auf diese drei Einkunftsarten der Zuschlagsatz auf unter 10 % gesenkt werden. Alle
Steuerbiirger und nicht nur die gewerblichen Unternehmen wéren dann an der Aufbringung
dieser wichtigen Kommunalsteuer beteiligt, so dass auch das Interesse der Steuerbiirger an
der Ausgabenpolitik der Gemeinden gestarkt wiirde, was zugleich den Druck auf effizientes
staatliches Handeln erhéhen wiirde.

Aufgrund der Dualitdt von Einkommen- und Korperschaftsteuer und des unterschiedlichen
Ausschiittungsverhaltens der Kapitalgesellschaften hédngt die effektive Grenz- und Durch-
schnittssteuerbelastung der derzeitigen Unternehmensbesteuerung von der Rechtsform und
der Ausschiittungsquote ab. In der folgenden Analyse wird aufgrund der gebotenen Kiirze
nur die vollstindige Gewinnthesaurierung betrachtet.” Die dunkelgrauen Sdulen in der Ab-
bildung 6 stellen die Grenzbelastung gemif der 2005 geltenden Unternehmensbesteuerung
fiir die Unternehmen der verschiedenen betrachteten Rechtsformen dar. Es tritt deutlich her-
vor, dass die durchschnittliche Marginalbelastung der Einzelunternehmen und Personenge-
sellschaften deutlich hoher ausfillt als bei den Kapitalgesellschaften, die ihre Gewinne voll-
stdndig thesaurieren.

Die Abbildung 6 zeigt aulerdem die Unternehmensbelastung im Falle der Einfachsteuer
(hellgraue Séulen). Die Marginalbelastung iibersteigt die 25 % Flat-rate, weil auerdem der
Solidarzuschlag und der Gemeindezuschlag zur Einfachsteuer Beriicksichtigung finden. Es
sei allerdings festgehalten, dass fiir alle Unternehmen unabhéngig von der Rechtsform eine
gleiche Marginalbelastung gegeben ist. Noch gravierender als die Marginalbelastung diffe-
riert die effektive Durchschnittsbelastung (siehe die Abbildung 7). Kleine Personengesell-
schaften (KPG), aber insbesondere mittlere und groBe Personengesellschaften (MPG und
GPG) werden derzeit steuerlich starker belastet als mittlere und grof3e Kapitalgesellschaften
(in Form der Publikumsgesellschaft MKP und GKP). Dabei hat gerade die Eichel-Reform
einen wesentlichen Teil der gestiegenen Marginal- und Durchschnittssteuerbelastung der
kleinen und mittelstdndischen Unternehmen verursacht, so dass deren Gewinnsituation nach
Steuern noch verschlechtert worden ist. Kapitalbildung und Eigenkapitalfinanzierung sind
hier weiter geschwicht worden, was ebenfalls zu der eingangs erwdhnten Wachstums-
schwiche beigetragen haben diirfte, zumal diese Unternehmen das Riickgrat der deutschen
Wirtschaft bilden.

> Vgl. Rose (2002a, S. 29 ff.); dort werden auch mégliche Alternativen aufgezeigt.

> Eine ausfiihrlichere Darstellung findet sich in Petersen (2003c).
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Abbildung 6: Belastungsvergleich Eichel-Reform und Einfachsteuer
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Abbildung 7: Belastungsvergleich Eichel-Reform und Einfachsteuer
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Aufgrund der lediglich indirekten Progression der Einfachsteuer differiert auch hier die Ho-
he der Steuerbelastung in Abhingigkeit von der Hohe des Gewinns, wobei der Abbau der
Grenzsteuerbelastung und die Zinsbereinigung aber generell zu einer Reduzierung der Steu-
erschuld fiihrt.** Bei den kleinen Kapitalgesellschaften, welche die Form der Durchreichge-
sellschaft wéhlen (KKD), ist die Durchschnittsbelastung deutlich geringer, weil die Gesell-
schafter hier ihre Gewinne in die private Besteuerungssphére durchreichen diirfen, so dass
nunmehr die personlichen Abziige der Einfachsteuer die durchschnittliche Steuerbelastung
wesentlich reduzieren. Wiirden die kleinen Kapitalgesellschaften hingegen die Form der
Publikumsgesellschaft wiahlen (KKP), wire ihre Steuerbelastung auch unter dem Einfach-
steuerregime deutlich hoher.

Im Falle der Vollausschiittung steigen im geltenden Unternehmenssteuerrecht die Marginal-
belastungen bei den mittleren und groflen Kapitalgesellschaften (MK und GK) deutlich an,
weil hier nun die hoheren Grenzsteuersitze der Einkommensteuer greifen, wihrend der Ge-
winn der kleinen Kapitalgesellschaften weit unter den hochsten Marginalsdtzen der Ein-
kommensteuer verbleibt, so dass hier keine Erhohungen eintreten. Auch die effektive
Durchschnittssteuerbelastung steigt fiir alle Kapitalgesellschaften deutlich an. Demgegen-
iiber bleibt die Grenz- und Durchschnittsbelastung der Einfachsteuer unverindert, sie ist wie
oben erwéhnt ausschiittungsneutral. Insgesamt sei festgehalten, dass die Einfachsteuer ins-
besondere gegeniiber den durch die Eichel-Reform ausgeldsten Belastungsverdnderungen
die kleinen und mittleren Unternehmen insgesamt, aber insbesondere die kleinen Kapitalge-
sellschaften erheblich entlastet, da hier nunmehr auch die personlichen Abziige der Steuer-
pflichtigen beriicksichtigt werden konnen. Gestirkt wird damit vor allem der Mittelstand,
der dann nach Einfiihrung einer solchen Fundamentalreform wieder seine Rolle als Wachs-
tumsmotor der deutschen Wirtschaft iibernehmen konnte.

VI. Zusammenfassung

Gegeniiber dem heutigen traditionellen Einkommensteuersystem entfallen infolge des Ab-
baus der direkten Progression, der nachgelagerten Besteuerung der Vorsorgeeinkiinfte
(Sparbereinigung) und des Schutzzinsabzugs bei den Kapitaleinkommen (Zinsbereinigung)
alle fragwiirdigen interpersonellen und intertemporalen Verteilungswirkungen. Im Bereich
der Haushaltsbesteuerung fiihrt die Einfachsteuer zu einer gleichmifBigen Belastung des
Lebenseinkommens aus Arbeit und Kapital, wobei die intertemporale Neutralitit der Kon-
sumentscheidung gewahrt bleibt. Die Diskriminierung von Kapitalbildung und Kapitalein-
kommen entféllt — ein wichtiger Aspekt zur Losung der demographischen Probleme bei der
sozialen Sicherung, bei denen nur eine verstirkte Kapitalbildung die Belastung der zukiinf-
tigen Generationen mildern kann.

Im Unternehmensbereich sorgt die Einfachsteuer als integrierte Einkommen- und Gewinn-
steuer flir eine einheitliche Marginalbelastung aller Unternehmen, unabhingig von der jewei-
ligen Rechtsform. Die Marginalbelastung fiir kleine und mittleren Unternehmen (Einzel-
unternehmen und Personengesellschaften) wird ebenso nachhaltig gesenkt wie die Durch-
schnittsbelastung flir kleine Kapitalgesellschaften. Letztere und die mittleren Kapitalge-
sellschaften profitieren dariiber hinaus von der Einfithrung der Durchreichgesellschaft, die
gerade deren Durchschnittssteuerbelastung spiirbar abbaut. Damit kdme die Einfithrung der
Einfachsteuer einer steuerliche Rehabilitation der kleinen und mittleren Unternehmen

> In der Veranlagungssimulation kann infolge eines fehlenden Gesamtsteueraufkommens nicht wie in der

Mikrosimulation von Aufkommensgleichheit ausgegangen werden. Diese Tatsache darf bei dem Vergleich
der Steuerbelastung beider Steuersysteme nicht aufler Acht gelassen werden.
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gleich, die iiber Jahre hinweg in Deutschland die hochsten Steuerlasten getragen haben und
zugleich die Leistungstrager unserer Gesellschaft darstellten.

Die GesamtmaBnahmen der Eichel-Reform stellen sich im Vergleich dazu als ein wachs-
tumsfeindliches Kontrastprogramm dar. Insbesondere der erfolgte Abbau der Sparerfreibe-
trage, der am Beginn des Jahres 2004 noch um einen weiteren Schritt verschérft worden ist,
lasst auch die Lawinenwirkungen gerade bei kleinen und mittleren Vermogen verstiarkt zu-
schlagen. Hier werden nun iiber den gesamten Lebenszyklus hinweg Kapitaleinkommen
einer steuerlichen Belastung unterzogen, die bisher steuerlich befreit waren, was in diesen
Einkommens- und Vermodgensbereichen die lebenszeitliche Steuerbelastung wesentlich er-
hoht. Neben der erwéhnten Mehrbelastung kleiner und mittlerer Unternehmen wirkt aul3er-
dem ldhmend, dass von Seiten der Regierungsparteien nach beinahe jedem handwerklichen
Fehler bzw. jeder politischen Schieflage der Regierung die Wiedereinfiihrung der Vermo-
gensteuer, Erhdhung der Erbschaft- und Schenkungssteuer und/oder die Einfiihrung einer
neuen Ausbildungsplatzabgabe geradezu rituell beschworen wird. Jede dieser Beschwo-
rungszeremonien flihrt leider dazu, dass in den folgenden Wochen Kapital in Gréenord-
nungen von mehreren hundert Millionen Euro das Land verlédsst, bevor die Eigentiimer
selbst abwandern. Derartige Riten mogen zwar der Beruhigung von Gesinnungsgenossinnen
und -genossen dienen, stellen aber alles andere als ein verantwortliche Regierungsverhalten
dar, schaden sie doch nachhaltig der deutschen Volkswirtschaft. Die gegenwértige Diskus-
sion um die ,,Ubermacht des Kapitals“ wird ein iibriges tun. Gleichzeitig will man allerdings
in einen Steuersatzwettbewerb mit Transformations- und Schwellenldnder eintreten, bei
dem der Standort Deutschland insgesamt nur verlieren kann.

Dieser Tatbestand wird durch die folgende Tabelle in der Abbildung 8 eindringlich belegt.
Die Absenkung des Korperschaftsteuersatzes begiinstigt weder die kleinen und mittleren
Personenunternehmen noch senkt sie nachhaltig die Steuerlasten. In lebenszeitlicher Sicht
bleibt es ndmlich bei der traditionellen Doppelbelastung einer marktiiblichen Rendite des
Spar- und Investitionskapitals. Wenn dariiber hinaus eine Reihe von Léndern bereits Unter-
nehmenssteuersidtze von unter 20 % anbieten, so ist es eine Illusion anzunehmen, dass der
Investitionsstandort Deutschland mit einem auch deutliche gesenkten Korperschaftsteuer-
satz attraktiv wire. Das oben aufgefiihrte Belastungsrechnungsbeispiel konfrontiert in der
Tabelle 1 die heutige deutsche Situation mit dem Modell des Sachverstindigenrats (SVR),
der Einfachsteuer sowie der Belastungssituation in Irrland, der Slowakei und Osterreich.
Wihrend die lebenszeitliche Belastungssituation (Steuerlastquote) mit 72,20 % gegenwirtig
in Deutschland am hochsten ist, verringert das Modell des SVR die lebenszeitliche Bela-
stung lediglich auf 60,63 %. Auch Osterreich, das einen Gewinnsteuersatz von nur 25 %
anwendet, erreicht in lebenszeitlicher Sicht noch eine Belastungsquote von 53,55 %, wih-
rend die Steuerlastquoten von der Slowakei und Irrland, das einen jdhrlichen Gewinnsteuer-
satz von nur 12,5 % anwendet, ebenfalls deutlich iiber der Lastquote der Einfachsteuer lie-
gen. Der Standortwettbewerb kann also nicht durch eine radikale Senkung der jdhrlichen
Kapitaleinkommensteuersitze gewonnen werden, sondern nur iiber eins systematische,
langfristige Entlastungsstrategie, wie sie der Ansatz der Einfachsteuer bietet.
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Abbildung 8: Mehrperiodische Steuerbelastung der Eigenkapitalbildung aus Unternehmensgewinnen

im europaischen Vergleich
— Betrage in Euro, Raten und Quoten in % -

Vor irland | Slowakei C")s_ter- Deutsch- | Modell | Einfach-

Steuer reich | land heute | SVR steuer
Gewinn im ersten Jahr 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000 10.000
Gewinnsteuersatz 12,50 19,00 25,00 40,00 30,00 25,00
Investition im ersten Jahr 10.000 8.750 8.100 7.500 6.000 7.000 7.500
Wachstumsrate des Eigenkapitals 5,00 4,38 4,05 3,75 3,00 3,50 5,00
Eigenkapital nach 40 Jahren 70.400 | 48.514 | 39.643 | 32.703 19.572 27.715 52.800
Steuerbelastung 0 21.886 30.757 37.697 50.828 42.685 17.600
Steuerlastquote 0 31,09 43,69 53,55 72,20 60,63 25,00

Eine Kapitalgesellschaft investiert mit zurtickbehaltenen Gewinnen — im ersten Jahr der Referenzsituation ohne Steuern
sind dies beispielhaft 10 000 € - Uber einen Zeitraum von 40 Jahren. Die Rendite des investierten Eigenkapitals sei in
allen Landern gleich. In der Referenzsituation ohne Steuern verbleibt eine marktubliche Bruttorendite von 5 % des durch
zuriickbehaltene Gewinne gebildeten Eigenkapitals fiir Investitionszwecke im Unternehmen. Nach Steuern wéchst das
Eigenkapital mit der Nettorendite, d.h. der Bruttorendite abztglich ihrer Kiirzung durch den Gewinnsteuersatz, der sich
derzeit in Deutschland mit 40 % aus dem Korperschaftsteuersatz (25 %) und dem hochsten impliziten Gewerbesteuersatz
(15 %) zusammensetzt. Die absolute Steuerbelastung ergibt sich aus dem Unterschied zwischen dem Eigenkapitalbestand
in der Referenzsituation von 70.400 € und dem sich unter der jeweiligen Steuerregime ergebenden Eigenkapitalbestand.
Die Steuerlastquote erhalt man, wenn die absolute Steuerbelastung auf den Eigenkapitalbestand von 70.400 € in der Re-

ferenzsituation bezogen wird.

Quelle: Rose (2003a)
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Aus steuertheoretischer Sicht erfiillt also die Einfachsteuer in geradezu beispielhafter Art und
Weise nahezu alle Neutralititspostulate. Sie ist rechtsform- wie ausschiittungsneutral, unab-
hingig von der Finanzierungsart und zugleich inflationsneutral. Thre nachhaltige Verein-
fachung macht die Steuererklirung fiir den durchschnittlichen Biirger zu einem kurzen Uber-
prifungsakt, der in der Mehrzahl der Félle auf einem einzigen Blatt Papier abgewickelt wer-
den kann, da sowohl die wesentlichen Regelungen zur Bemessungsgrundlage als auch der
Steuertarif vollig transparent sind. Die Senkung der Marginalbelastung fiir die gro3e Mehr-
zahl der Haushalte und Unternehmen sowie die Vermeidung der Lawinenwirkungen bei der
Besteuerung der Kapitaleinkommen setzt enorme positive Anreizwirkungen sowohl fiir das
Arbeitsangebot der Arbeitnehmer als auch fiir Kapitalangebot und unternehmerische Initia-
tive. Die Einfachsteuer erleichtert also die Reintegration zeitweilig Arbeitsloser in die offi-
ziellen Arbeitsmirkte und reduziert zugleich das Potenzial der Schattenwirtschaft. Produktive
Anlageentscheidungen werden dariiber hinaus weitaus bedeutsamer als Uberlegungen hin-
sichtlich moglicher Steuervermeidung oder gar Steuerhinterziehung. Effizienzsteigerungen
und zuriickkehrende Wachstumsdynamik werden des Weiteren den Standort verbessern und
eine Riickwanderung von Kapital induzieren, was iiber zusitzliche Investitionen die Zahl der
Arbeitsplédtze wachsen lassen und die Arbeitslosigkeit abbauen wiirde.

Wachstumsdynamik und Abbau der Arbeitslosigkeit sorgen zugleich fiir eine wachsende Ein-
fachsteuerbemessungsgrundlage und ein zunehmendes Steueraufkommen. Nach der notwen-
digen Haushaltskonsolidierung verbleiben mittel- bis ldngerfristig Zusatzautkommen, die in
sozialer Perspektive zu einer Erhohung des Grundfreibetrags (Konsumexistenzminimums)
bzw. aus Effizienzsicht zu einem weiteren Abbau der Grenzbelastung genutzt werden konnen.
AulBlerdem ermoglicht die Einfachsteuer aufgrund der Abstimmung mit den Sozialbeitragen
einen gleitenden Ubergang aus dem Transfersystem in das Markteinkommen, ohne dass hohe
Armutsfallen wirksam werden. Sie bildet ein Kernelement fiir die Integration von Steuer- und
Transfersystem, wie das in einigen unserer Nachbarldnder schon vor geraumer Zeit gelungen
ist.

32



Literaturverzeichnis
Andel, N. (1992), Finanzwissenschaft, 3. Aufl., J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), Tiibingen.

Anton, St., Brehe, M. und Petersen, H.-G. (2002), II. Die Einfachsteuer im empirischen Test,
in: M. Rose (Hrsg.), Reform der Einkommensbesteuerung in Deutschland. Konzept,
Auswirkungen und Rechtsgrundlagen der Einfachsteuer des Heidelberger Steuer-
kreises, Verlag Recht und Wirtschaft, Heidelberg, S. 42 — 121.

Bach, S., Seidel, B. und Teichmann, U. (2000), Internationale Entwicklungstendenzen natio-
naler Steuersysteme — Von der direkten zur indirekten Besteuerung? Deutsches Institut
flr Wirtschaftsforschung, Sonderheft 172, Berlin.

Bork, C. (2000), Steuern, Transfers und private Haushalte. Eine mikroanalytische Simu-
lationsstudie der Aufkommens- und Verteilungswirkungen, Peter Lang Verlag, Frank-
furt am Main.

Bork, C. und Miiller, K. (1997), Aufkommens- und Verteilungswirkungen einer Reform der
Rentenbesteuerung, in: Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrage der Universitat
Potsdam, Nr. 12, Potsdam.

Bundesministerium der Finanzen: Steuerpolitische Fakten. Berlin 2003

Flach, J. (2003), Die Auswirkung der Unternehmenssteuerreform auf ausgewidhlte Unter-
nehmen, in: Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrage der Universitat Potsdam,
Potsdam.

Hinterberger, F., Miiller, M. und Petersen, H.-G. (1991), Simulation eines Ausgabensteuersy-
stems fiir die Bundesrepublik Deutschland, in: M. Rose (Hrsg.), Konsumorientierte
Neuordnung des Steuersystems, Springer Verlag, Berlin et. al., S. 399 —432.

Karl-Brauer-Institut des Bundes der Steuerzahler (1999): Zur Reform der Zinshesteuerung.
Vermeidung UberméaRiger Belastungen durch angemessene Pauschalierung, Sparer-
freibetrag und Vermogensteuer-Verzicht. Bonn, Heft. 90.

Kirchhof, P. et al. (2001), Karlsruher Entwurf des Einkommensteuergesetzes, Paul Miiller
Verlag, Heidelberg.

Musgrave, R.A., Musgrave, P.B., Kullmer, L. (1985), Die o6ffentlichen Finanzen in Theorie
und Praxis, 3. Aufl., J.C.B. Mohr UTB (Paul Siebeck), Tiibingen.

Odling-Smee, J.O. und Lawton, D. (1990), Reforming Capital Income Taxation: The UK Ex-
pierence, in: H. Siebert (Hrsg.), Reforming Capital Income Taxation. J.C.B. Mohr
(Paul Siebeck), Tiibingen, S. 231 — 252.

Peffekoven, R. (1989), Personliche allgemeine Ausgabensteuern, in: Handbuch der Fi-
nanzwissenschaft, 3. Aufl., Bd. II, J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), Tiibingen, S. 417 —
452.

Petersen, H.-G. (1989), Sozialékonomik, Verlag W. Kohlhammer, Stuttgart, Berlin Koln.

33



Petersen, H.-G. (1990), Comment on Odling-Smee and Lawton. In: H. Siebert (Hrsg.): Re-
forming Capital Income Taxation. J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), Tiibingen, S. 253 —
257.

Petersen, H.-G. (1993), Okonomik, Ethik und Demokratie. Zu einer Theorie der Effizienz und
Gerechtigkeit offener Gesellschaften, Nomos Verlag, Baden Baden.

Petersen, H.-G. (1999), Diskussionsbeitrag, in: M. Rose (Hrsg.), Steuern einfacher machen!
Vortrége des dritten Heidelberger Steuerkongresses 1998, Verlag Recht und Wirt-
schaft, Heidelberg, S. 95 — 101.

Petersen, H.-G. (2002), Die Einfachsteuer des ,,Heidelberger Steuerkreises®. In: DSWR, Bd. 9,
S. 257 - 260.

Petersen, H.-G. (2003), Werte, Prinzipien und Gerechtigkeit: Zu einem dynamischen Ver-
stindnis von Leistungsfdahigkeit, in: M. Ahlheim, H.-D. Wenzel und W. Wiegard
(Hrsg.), Steuerpolitik — Von der Theorie zur Praxis. Festschrift fur Manfred Rose,
Springer, Heidelberg et al., S. 59 — 100.

Petersen, H.-G. (2003a), Fiskalischer Foderalismus als Mittel friedlicher Integration: Das Bei-
spiel Bosnien und Herzegowina, in: K.G. Adam und W. Franz (Hrsg.), Instrumente
der Finanzpolitik. Grundlagen, Staatsaufgaben, Reformvorschlage. Festschrift fir
Rolf Peffekoven zum 65. Geburtstag, Frankfurter Allgemeine Buch, Frankfurt am
Main, S. 44 — 63.

Petersen, H.-G. (2003b), Steuerpolitik: Rettung vor Chaos und Uberbelastung tut Not, in:
Klaus F. Zimmermann (Hrsg.), Reformen — jetzt! So geht es mit Deutschland wieder
aufwarts, Gabler und Financial Times Deutschland, Wiesbaden, S. 91 — 104.

Petersen, H.-G. (2003c), Konnen wir uns einen Systemwechsel leisten? Aufkommen und
Wachstumsmoglichkeiten unter dem System der Einfachsteuer, in: C. Gebhardt
(Hrsg.), Ein neues Steuersystem fur Deutschland, DIHK und IHK Fulda, Fulda, S.
157 — 189.

Petersen, H.-G. (2003d), Globalisierung und soziale Gerechtigkeit, in: S. Reitz (Hrsg.), Theo-
retische und wirtschaftspolitische Aspekte der internationalen Integration, Festschrift
fir Helga Luckenbach zum 68. Geburtstag, Duncker & Humblot, Berlin, S. 187 — 221.

Petersen, H.-G. (2004), Globalization, Capital Flight and Capital Income Taxation, in: Tax
Notes International, Vol. 33, Number 10, 8 March 2004, S. 887 — 897.

Petersen, H.-G. (2004a), Redistribution and the Efficiency/Equity Trade-off, in: Studi
economici, Milano, Vol. 59, S. 5 - 42.

Petersen, H.-G. und Bork, C. (2000), Revenue and Distributional Effects of the Current Tax
Reform Proposals - An Evaluation by Microsimulation, in: H.-G. Petersen und P.
Gallagher (Hrsg.), Tax and Transfer Reform in Australia and Germany, Australia
Centre Series Vol. 3, Berliner Debatte Wissenschaftsverlag, Berlin, S. 219 — 236.

Petersen, H.-G. und Raffelhiischen, B. (2000), Die gesetzliche und freiwillige Altersvorsorge
als Element eines konsumorientierten Steuer- und Sozialsystems, in: Finanzwissen-
schaftliche Diskussionsbeitrage, Nr. 30, Universitdt Potsdam, 43 S.

34



Petersen, H.-G. und Rose, M. (2004): Zu einer Fundamentalreform der deutschen Einkom-
mensteuer: Das Einfachsteuermodell des Heidelberger Steuerkreises, in: U. Heilemann
und K.-D. Henke (Hrsg.), Was ist zu tun? Wirtschaftspolitische Agenda fir die Legis-
laturperiode 2002 bis 2006. In: RWI-Schriften, Heft 72, Jahrgang 54, S. 51 — 80.

Petersen, H.-G., Fischer, A. und Flach, J. (2005), Wirkungen der Einfachsteuer auf die Steu-
erbelastung von Haushalten und Unternehmen, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik
(PWP),Bd. 6, H. 1, S. 71 — 94.

Rose, M. (Hrsg.) (1991), Konsumorientierte Neuordnung des Steuersystems, Springer Verlag,
Berlin et. al.

Rose, M. (Hrsg.) (2002), Reform der Einkommensbesteuerung in Deutschland. Konzept, Aus-
wirkungen und Rechtsgrundlagen der Einfachsteuer des Heidelberger Steuerkreises,
Verlag Recht und Wirtschaft, Heidelberg.

Rose, M. (2002a), 1. Die Einfachsteuer: ,,Das Konzept®“, in: M. Rose (Hrsg.), Reform der Ein-
kom-mensbesteuerung in Deutschland. Konzept, Auswirkungen und Rechtsgrundlagen
der Einfachsteuer des Heidelberger Steuerkreises, Verlag Recht und Wirtschaft, Hei-
delberg, S. 15 —41.

Rose, M. (Hrsg.) (2003), Integriertes Steuer- und Sozialsystem, Physica-Verlag, Heidelberg.

Rose, M. (2003a), Vom Steuerchaos zur Einfachsteuer. Der Wegweiser durch die Steuerde-
batte, Schéffer-Poschel Verlag, Stuttgart.

Tipke, K. (1993), Die Steuerrechtsordnung. Teil I: Wissenschaftsorganisatorische, systemati-
sche und grundrechtstaatliche Grundlagen, Schmidt Verlag, Koln.

35



Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrage
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Also published in this series:

Economic Aspects of Agricultural Areas Management and

Nr. 1 7195 H.-G. Petersen Land/Water Ecotones Conservation
Nr. 2 7/95 H.-G. Petersen Pros and Cons of a Negative Income Tax
NP 3 7195 C. Sowada !—|ausha|tspollt|sche Konsequenzen steigender Staatsverschuldung
in Polen
Die Elektrizitatswirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland
- Das Tarifprei sgenehmigungsverfahren und seine Auswirkungen auf
Nr.4 8/95 C. Bork eine potentielle Netziibernahme nach Ablauf von Konzessions-
vertragen
Transformation Process After Five Y ears: Behavioral Adaptation and
Nr.S 1095 H.-G. Petersen Institutional Change - The Polish Case
C. Bork
N 11/95 K. Miller Wider den Sachzeitwert - Untersuchung zur Frage des angemessenen
' H.-G. Petersen Ubernahmepreises von Elektrizitatsversorgungsnetzen
S. Wirths
Nr. 7 1/96 C. Sowada Sozialpolitik im Transformationsprozess am Beispiel Polens
K. Mdller - , . .
Okosteuerreform und Senkung der direkten Abgaben: Zu einer
Nr.8 4/% T. Nagdl Neugestaltung des deutschen Steuer- und Transfersystems
H.-G. Petersen 9 9 ¥
Nr.9 6/96 H.-P. Weikard The Rawlsian Principles of Justice Reconsidered
Nr. 10 9/96 H.-G. Petersen Effizienz, Gerechtigkeit und der Standort Deutschland
Nr. 11 10/96 H.-P. Weikard Sustainable Freedom of Choice - A New Concept
C. Bork Aufkommens- und Verteilungswirkungen einer Reform der Renten-
Nr. 12 2/97 o besteuerung mit einem Kommentar von H.-P. Weikard zu Renten-
K. Miller L
besteuerung und Korrespondenzprinzip
Nr. 13 /97 C. Bork Ein @ nfaches mikrodkonomisches Gruppensi mulationsmodel |
zur Einkommensbesteuerung
) Das Neuseeland Experiment: Ist das die zukinftige Entwicklung
Nr. 14 3/97 H.-G. Petersen des deutschen Sozial staats?
Nr. 15 4/97 H.-P. Weikard Contractarian Approaches to Intergenerational Justice
Nr. 16 8/97 H.-G. Petersen Schriftliche Stellungnahme zum Entwurf eines Steuerreform
' C. Bork gesetzes (StRG) 1999 der Fraktionen CDU/CSU und F.D.P.
Nr. 17 10/97 H.-P. Weikard Propert)_/ Rights and Resource Allocation in an Overlapping
Generations Modell
Wieviel Staat braucht der Markt und wieviel Staat braucht die
Nr. 18 10/97 C. Sowada Gerechtigkeit? Transformation des polnischen Sozialversiche-
rungssystems im Lichte der deutschen Erfahrungen
Nr. 19 12/97 C. Bork Effekte der Verrechnungsmoglichkeit negativer Einkinfte im
' K. Miller deutschen Einkommensteuerrecht
C. Bork Ein Vergleich moglicher Datensétze zur Eignung fir steuerpolitische
Nr. 20 01/98 . ]
H.-G. Petersen Simulationsrechnungen
S. Gabbert Food Deficits, Food Security and Food Aid: Concepts and
Nr. 21 02/98 .
H.-P. Weikard M easurement
NF. 22 01/99 H.-G. Petersen Finanzpolitischer Reformbedarf jenseits der Besteuerung
' C. Bork Konseguenzen fir die Aufgabenseite
Nr. 23 02/99 C. Sowada Soziale Reformen in Polen. Zwischen Bewahrung und Neuanfang.




Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrage
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Zur Theorie der Einstellungen zur Staatstétigkeit

Nr. 24 06/99 G. Lefimann - Mdglichkeiten und Grenzen der Erfassung -
Nr. 25 07/99 H.-G. Petersen The German Tax and Transfer System: A Problem Oriented Overview
NF. 26 07/99 C. Bork Revenue and Distributional Effects of the Current Tax Reform
' H.-G. Petersen Proposals in Germany — An Evaluation by Microsimulation
Nr. 27 11/99 H.-G. Petersen Arbeit organisieren — Sozialstaat erneuern
Die Regionalisierte Okol ogische Gesamtrechnung: Mittel zur
Darstellung regionaler umweltokonomischer Tatbesténde
Nr. 28 11/99 U. Paschen ] ] . o
-Hintergrund, Konzeption und Anwendungsméglichkeiten im
Rahmen des interdisziplindren GRANO-Projektes
H.-G. Petersen Gutachten im Auftrag des Ministeriums der Finanzen des L andes
S. Anton Brandenburg: Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung:
Nr.29 a 0400 - Bok Mischfinanzierungen und Gemeinschaftsaufgaben
C. Sowada (Teil a, Text des Gutachtens)
Nr.29b 04000 s Nr.29a Titel s. Nr. 292 , .
(Teil b, tabellarischer Anhang)
NF. 30 04/00 H.-G. Petersen Die gesetzliche und freiwillige Altersvorsorge als Element eines
' B. Raffelhiischen konsumorientierten Steuer- und Sozial systems
S. Anton
Nr. 31 07/02 M. Brehe Das Konzept der Einfachsteuer im empirischen Text
H.-G. Petersen
Nr. 32 08/02 H.-G. Petersen The Polit-economic Situation in Germany: Chances for Changesin
Resource and Energy Economics
Nr. 33 12/02 H.- G. Petersen Fiskal |scher_F6deral ismus as Mittel frl_edl icher Integration
—das Beispiel Bosnien und Herzegowina
Nr. 34 01/03 H.- G. Petersen Zu einer Fundamentalreform der deutschen Einkommensteuer:
' M. Rose Die Einfachsteuer des ,, Heidelberger Kreises'
Nr. 35 02/03 H.-G. Petersen Soziale Qerechtlgken und Leistungsfahigkeit in dynamischer
Perspektive
Nr. 36 07/03 H.-G. Petersen Globalisierung und soziale Gerechtigkeit
Staatliche Belastung fabrikneuer PKW im européischen Vergleich
Nr. 37 08/03 A. Keser und Preisdiskriminierung auf dem Automobilmarkt
Die Strukturfonds der EU. Eine 6konomische Einschdtzung
Nr. 38 08/03 J. Ehrke vor dem Hintergrund ihrer historischen Entwicklung
HG Petersen Wirkungen der Einfachsteuer auf die Steuerbelastung von
Nr. 39 12/03 A. Fischer
Haushalten und Unternehmen
J. Flach
NF. 40 12/03 3 Blach Die Auswirkungen der Unternehmenssteuerreform auf ausgewahlte
Unternehmen
Nr. 41 02/04 H.-G. Petersen Capital Flight and Capital Income Taxation
Nr. 42 03/04 H.-G. Petersen Redistribution and the Efficiency-Justice Trade-off
VVom Nehmen vor dem Geben:
Nr. 43 06/04  H.-G. Petersen Ist der Staat als Wohltéter ein starker Staat?
International Experience with aternative Forms of
Nr. 44 07/04 H.-G. Petersen Social Protection: Lessons for the Reforms Process in Russia
Systematic Change Instead of Curing Symptoms;
Nr. 45 07/04 H.-G. Petersen Coordinating Social and Private Health Insurance

in Germany and Beyond




Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrage
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Nr. 46 07/04 R. E. Becker General Classification of Social Choice Situations
Revisiting Public Investment — Consumption Equivalent Public
Nr. 47 09/04 R. E. Becker Capital and the Social Discount Rate
Unemployment in Germany and the Eurosclerosis Debate
Nr. 48 03/05 D. Drechsier — Cant the Hartz Reforms Induce Higher Employment?
Nr. 49 04/05 B. Eberhardt Public Pensionsin the U.S.

— Fitting Social Security for the Future




Finanzwissenschaftliche Diskussionsbeitrage
Prof. Dr. Hans-Georg Petersen

Specials Series:

Industrial and Social Policies in Countries in Transition

No. S-1 12/97  H.-P. Weikard Industrial Policies and Social Security: Investigating the Links
No. S-2 06/98 H.-G. Petersen On the Integration of Industrial and Social Policy in the Transition
C. Sowada Process
B. Czasch
A. Bamann Die Umstrukturierung landwirtschaftlicher Unternehmen beim
No. S-3 06/98 M. Odening Ubergang zur Marktwirtschaft unter besonderer Beriicksichtigung
T. Sobczak des Faktors Arbeit
M. Switlyk
NO. S-4 06/98 R. Bakardjieva Soziale Sicherung in Bulgarien 1991-1997. Entwicklung - Stand -
' C. Sowada Perspektiven
No. S-5 06/98 R Bakadjieva Der Privatisierungsprozef3 in Bulgarien - Strategien, Widerspriiche
und Schluf¥folgerungen
NO. S-6 06/98 M. Bednarski Prlvanymon_ Policy and Industrial Policy in Poland in the Period of
Transformation
No. S-7 06/98 G. D. Demopoulos Macroeconomic Developments and Problems in the Transition
' E. K. Fratzeskos Process of the Bulgarian Economy
No. S-8 10098 P. Kurowski Scope ar_1c_i Forms of State Support to Enterprisesin Poland in Period
of Transition
No. S-9 11/98  S. Golinowska Public Social Expendituresin Poland in the Period of Transition
The Economic Standing of the Partnership Companies which Lease
No. S-10 03/99 M. Switlyk Agricultural Real Estate from the Agricultural Property Agency of
the State Treasury in Gorzéw Voivodeship in 1996 and 1997
B. Czasch Organisation und Effizienz landwirtschaftlicher Unternehmen
No. S-11 05/99 A.Bamann wahrend der Umstrukturierung des Agrarsektors
M. Odening - Eine empirische Analyse fur Brandenburg -
No. S-12 06/99 M. Bednarski Industrial Policy and Social Strategy at the Corporate Level in
' P. Kurowski Poland: Qestionnaire Results
No. S-13 06/99 H.-G. Petersen The Tax and Socia Contribution System in Bulgaria: Formal
' A. Naydenov Structure and Possible Impacts
No. S-14 07/99 R. Bakardjieva The Employment Crisis, Pensions and Poverty in Bulgaria 1990-
' C. Sowada 1998. Trends Consequences — Preventative measures
R. Rusielik Organisation and Efficiency of Agricultural Enterprisesin
No. S-15 07/99  T. Sobczak . .. . ) : .
) Transformation: An Empirical Analysis of the Gorzéw V oivodeship
M. Switlyk
No. S-16 07/99 R. Bakardjieva anansan onin Bulgaria. Strategies, Methods, Results and
C. Sowada Conclusions
No. S-17 07/99 A. Christev Privatisation and Ownership: The Impact on Firmsin Transition
' H.-G. Petersen Survey Evidence from Bulgaria
A. Christev Social Benefits and the Enterprise: Some Recent Evidence from
No.S-18 07199 i p weikard Bulgariaand Poland
A. Christev . T .
No. S-19 07/99 F. FitzRoy Employment and Wages in Transition: Panel Evidence from Poland
No.S-20  07/99 -G Petersen The Polish an Bulgarian Questionnaires

C. Sowada




	Titelblatt
	Impressum

	Inhalt
	Einleitung
	II. Effizienz und Leistungsfähigkeit in lebenszeitlicher Perspeke
	II.1. Zum Zusammenhang von Einkommen, Konsum, Ersparnis und Vermögen
	II.2. Bemessungsgrundlagen der direkten Besteuerung
	II.3. Lawinenwirkungen der traditionellen synthetischen Einkommensteuer
	II.4. Kumulationswirkungen einer Mehrfachbelastung des Kapitaleinkommens

	III. Die Einfachsteuer als konsumorientierte Einkommensteuer
	IV. Auswirkungen auf der Haushaltsebene
	V. Auswirkungen auf der Unternehmensebene
	VI. Zusammenfassung
	Literaturverzeichnis



